Forum KONRAD
Empirische 4 ADENAUER
Sozialforschung ma STIFTUNG

// i

W&

Das lebendige Grundgesetz

Grundrechte aus Sicht der Bevolkerung:
Wertigkeit, Umsetzung, Grenzen

Jochen Roose



http://www.kas.de

Impressum

Herausgeberin:
Konrad-Adenauer-Stiftung e. V. 2019, Berlin

Umschlagfoto: © Timon Studler/unsplash

Gestaltung und Satz: yellow too Pasiek Horntrich GbR

Die Printausgabe wurde bei der Druckerei Kern GmbH, Bexbach, klimaneutral
produziert und auf FSC-zertifiziertem Papier gedruckt.

Printed in Germany.

Gedruckt mit finanzieller Unterstitzung der Bundesrepublik Deutschland.

ool

Diese Publikation ist lizenziert unter den Bedingungen von ,Creative Commons
Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 international”,
CC BY-SA 4.0 (abrufbar unter: https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
legalcode.de).

ISBN 978-3-95721-549-9



Das lebendige Grundgesetz

Grundrechte aus Sicht der Bevolkerung:
Wertigkeit, Umsetzung, Grenzen

Jochen Roose



Inhaltsverzeichnis

1. 70 Jahre Grundgesetz 4
2. Die Studie 5
3. Meinungsfreiheit - das Lieblingsgrundrecht der Deutschen 6
3.1 Wertschatzung der MeinUNGSTTEINEIL ...ttt seeees 6
3.2 Demokratiestitze und Selbstentfaltung ... aeeeees .6
3.3 Freie Meinung ohne Beleidigung ... w7

3.4 Meinungsfreiheit in Deutschland
3.5 Das grundlegende Freiheitsrecht

4. Demonstrationsfreiheit - das gewaltbelastete Grundrecht 11

4.1 Demonstrationsfreiheit: wichtig - fur andere

4.2 Demokratische Signale des WIiderspruchs ........cccneenseeeneeeneeeseesssesssessssessssesses -1
4.3 Gewalt als Grenze der DemonstrationsfreiN it ... 12
4.4 Demonstrationsfreiheit in DEULSChIANG ... .15
4.5 Demonstrationsfreiheit und die Gewaltgrenze ........oveoveveevcnenecnrineennnn. w15
5. Presse- und Forschungsfreiheit - das missverstandene Grundrecht 16
5.1 Pressefreiheit: eins der wichtigsten GULEr ..........ccoccovveeererneerereenrrnneenn 16
5.2 Garant fur Vielfalt und GlaubwUrdigKeit .........oeveueereeneeeneeecreecreeciseseiseeen .16
5.3 Grenzen der Presse- und FOrschungsfreiN@it ... 17
5.4 Pressefreineit in DEULSCRIANG ... essseeseseesesecsssees s 18
5.5 Pressefreineit UNd WahrNeit ...t seseessses s s s s 20
6. Religionsfreiheit - das umstrittene Grundrecht 21
6.1 Religionsfreiheit — ein Wichtiges RECHL ...t 21
6.2 Religion als persOnliche FreiN@it ...t 21
6.3 AUSIEDEN ORI AUSNULZEN ... sssse s s sssesssees .22
6.4 Religionsfreiheit in DeULSCHIANG ...t eeesse e ss e seoe 26

6.5 UNSTIITLG STFITLIG ..cvovereeeeeeieeeeeeeeieretreteisee sttt ettt 26




7. Recht auf freie Freizeitgestaltung und Reisefreiheit -
die selbstverstandlichen Grundrechte

7.1 Die nachgeordneten GrunNdreChte ... recnenesessessesesesisesisesies
7.2 Selbstverwirklichung als DemokratieStltze .........enceneenernerneereeenenane

7.3 Die selbstverstandliche Grenze der Selbstverwirklichung.....
7.4 Reisefreiheit und freie Freizeitgestaltung in Deutschland......................

7.5 Beschrankungen der Selbstverwirklichung in der Diskussion ...

7.6 Freiheiten zur SelbStverwirkliChUNE ... seeens

8. Freie Verfugung Uber Eigentum - das leistungsgerechte Grundrecht

8.1 Offensichtliche Wichtigkeit des Eigentumsrechts

8.2 Demokratische Legitimitat durch Eigentumsschutz ...

8.3 Das Ringen um die Grenze der Eigentumsverfugung
8.4 Die freie Verflgung Uber Eigentum in Deutschland

8.5 Eigentum — Natlrlich MEINS ...

9. Sozialer Ausgleich - das offene Grundrecht

9.1 Das brennende TRHEMA ... nenecneeiecieeiesessesesesssesssesssecssesssecssessssessssseeses
9.2 Mehr sozialer Ausgleich in der DiSKUSSION .....cc.oevereereeeeneeineceneciecessecessecssseceseees
9.3 Nothilfe und Gerechtigkeit ... sesssseesans

37

............... .37
............... .38

40

10. Grundgesetzpatriotismus - der stolze und kritische Blick

11. Zur Methode der Studie

Literatur

Der Autor

42

43

44

45



70 Jahre
Grundgesetz

Das Grundgesetz feiert sein 70. Jubilaum. Auch fur eine Verfassung ist dies ein stolzes
Alter. Uber 70 Jahre hat sich das Grundgesetz bewahren miissen. Es hat sich gewandelt
und ist gleichzeitig in seinem Kern stabil geblieben (Lorenz 2009). Die juristische
Bewahrung lasst sich dem Grundgesetz nicht absprechen. Doch Verfassungen sind
weit mehr als Gesetzestexte. Um einem demokratischen Staatswesen ein Fundament
zu geben, mussen sie von den Menschen unterstitzt und aktiv mit Leben gefullt werden.

Gerade fur das Grundgesetz ist seine Verankerung in der Bevolkerung keine Selbst-
verstandlichkeit. In Westdeutschland hat die Zustimmung zum Grundgesetz allmah-
lich zugenommen. Mit der Wiedervereinigung hat sich auch in Ostdeutschland die
Zustimmung zum Grundgesetz schrittweise erhéht (Vorlander 2009). Die Deutschen
schatzen ihr Grundgesetz.

Verfassungspatriotismus soll diese emotionale Beziehung der Menschen zum Grund-
gesetz auf den Begriff bringen. Damit ist allerdings mehr gemeint, als nur ein diffuser
Stolz auf einen Gesetzestext. Es ging Dolf Sternberger, dem Urheber des Begriffes, um
eine emotionale Beziehung zur Verfassung, aber auch um Wissen und um Auseinander-
setzung mit der Verfassung, mit den Grundrechten und der Demokratie, wie sie in die
Verfassung eingeschrieben ist.” Sternberger war der Uberzeugung, erst die Kenntnis
der Inhalte einer Verfassung und der Umgang mit ihren Rechten und Pflichten, sei es
auch nur in Form von Information und gedanklicher Beschaftigung, geben der Demo-
kratie ihre Stabilitat. So fordert er, dass die Verfassung ,immerfort wahrgenommen,
dal3 ihr Bezirk, ihre Gultigkeit und ihre Reichweite immer von neuem erkundet, erprobt,
abgeschritten, ausgelotet, behauptet, verteidigt und erweitert werden muf3, wenn sie
mehr sein soll als ein durrer Rechtstitel, ein Schein aus Papier” (Sternberger 1991: 172,
siehe auch Fleiner 2013: 412). Sternberger sieht erst in einer ,lebendigen Verfassung”
eine stabile Grundlage fir Demokratie und Rechtsstaat.

Die Konrad-Adenauer-Stiftung hat das 70. Jubildum des Grundgesetzes zum Anlass
genommen zu erkunden, in welchem Mal3e die Menschen in diesem Sinne mit dem
Grundgesetz und seinen Inhalten umgehen, Starken des Grundgesetzes schatzen und
seine Grenzen oder Widerspriche gegeneinander abwagen. Die Studie macht sich auf
die Suche nach dem lebendigen Grundgesetz.

1 Sternbergers Schriften zum Verfassungspatriotismus sind zusammengefasst in Sternberger (1990).
Darstellungen und Diskussionen seines Konzeptes bieten Vogel (2007) und Fleiner (2013).



Die Studie

Um zu erfahren, wie Menschen Uber komplexe Sachverhalte denken, sind qualitative
Interviews das geeignete Mittel. Ausgehend von einer Reihe vorgegebener Fragen und
Themen diskutieren dabei die Befragten ausfuihrlich, wie sie ein Thema einschatzen und
welche Aspekte ihnen dabei wichtig sind. Diese recht aufwandige Erhebungstechnik
erlaubt detaillierte Einblicke in die Einstellungen zu einem Themenfeld. Allerdings ist

es nicht moglich, eine ausreichende Anzahl von Personen zu befragen, dass damit ein
zuverlassiger Schluss auf die Sichtweisen der Gesamtbevolkerung moglich ware. Die
Ergebnisse sind entsprechend nicht reprasentativ, und Angaben Gber die Haufigkeit von
Sichtweisen geben allenfalls eine sehr grobe Orientierung. Dafiir wird deutlich, welche
Spannbreite von Sichtweisen und Argumentationen sich finden.

Im Spatsommer 2018 hat Mauss Research im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung
70 Personen aus 14 Stadten und deren Umland befragt. Die Befragten wurden so aus-
gewahlt, dass sie in der Verteilung ihres Wahlverhaltens (Auswahl von Parteien oder
Nichtwahl) dem Ergebnis der Bundestagswahl von 2017 ungefdhr entsprechen. Aul3er-
dem streut die Auswahl Uber Geschlecht, Alter, formale Bildung und Tatigkeitsstatus
(berufstatig, arbeitslos, Haushaltstatigkeit, Rente). Die Stadte, in denen die Personen
befragt wurden, sind verteilt Uber Nord-, Std-, Ost- und Westdeutschland.

Thematisch konzentriert sich die Studie auf die Grundrechte. Wahrend das Funktionie-
ren der Demokratie und das Vertrauen in demokratische Institutionen in quantitativen
Studien immer wieder erhoben werden (zum Beispiel Lange 2018, Merkel/Krause 2015,
Enste/Mdller 2015), erhalten die Grundrechte weit weniger Aufmerksamkeit (siehe aber
Neu 2019). Qualitative Studien, die detailliert der Einschatzung und Diskussion von
Grundrechten durch die Burgerinnen und Burger nachgehen, sind uns nicht bekannt.

In den rund einstiindigen Gesprachen sollten die Befragten neben ihrer generellen Ein-
schatzung der Demokratie in Deutschland eine Reihe von Grundrechten diskutieren.
Die Wichtigkeit des Grundrechts in Hinblick auf das Persénliche und die Demokratie
sollten die Befragten einschatzen, die konkrete Umsetzung des Grundrechts in Deutsch-
land beurteilen und die Grenzen von Grundrechten diskutieren.’

1 Der Beitrag nutzt fur die Analyse umfangreich den von Sebastian Graf, Mauss Research, erarbeiteten Ergeb-
nisbericht.



Meinungsfreiheit -
das Lieblingsgrundrecht
der Deutschen

Zu Beginn der Interviews sollten die Befragten erklaren, was fur sie Demokratie ist. Viele
denken bei Demokratie zunachst an Wahlen. , Ich verstehe darunter, dass das Volk ein
Mitspracherecht hat hinsichtlich derer, die im Bundestag die Meinung des Volkes ver-
treten sollen. Deshalb gibt es auch die demokratischen Wahlen” (Befragte aus Ham-
burg).! ,Dass man das Recht auf Wahlen hat und die naturlich dementsprechend auch
ausgefuhrt werden” (Befragter aus Erfurt). Noch haufiger aber nennen die Befragten die
freie Meinungsaulierung.

3.1 Wertschatzung der Meinungsfreiheit

Die Meinungsfreiheit (Grundgesetz Artikel 5) ist das Lieblingsgrundrecht der Deutschen.
~.Demokratie ist sehr wichtig. Das ist das, wo jeder seine Meinung sagen darf, solange
man nicht andere verletzt”, meint der gerade zitierte Befragte aus Erfurt, und erst dann
flgt er die Wahlen als weiteres Kriterium an. Ein anderer Befragter aus Frankfurt/M.
sagt dazu: ,Bei Demokratie ist fir mich sehr wichtig, dass jeder seine Meinung frei
auBern kann, das ist fur mich das A und O.” Eine Befragte aus Leipzig stellt klar: ,Sonst
ware es keine Demokratie.” Die Meinungsfreiheit wird oft verstanden als Kern einer
grundsatzlicheren Freiheit, die sich dann auch auf andere Lebensbereiche erstreckt,
beispielsweise , die freie Wahl von Beruf, (...) ich darf anziehen, was ich will" (Befragte
aus Berlin).

3.2 Demokratiestiitze und Selbstentfaltung

Die Meinungsfreiheit wird von allen ungeteilt als wichtig angesehen. Nach Ansicht der
Befragten ist sie wichtig fUr die Demokratie, fur die Gesellschaft und fir sie selbst. Die
Berucksichtigung von unterschiedlichen Interessen erfordert eben ihre offene Artikula-
tion. ,Meinungsfreiheit ist ganz wichtig fur Demokratie. (...) Sodass immer Diskussionen
entstehen und offen sind”, beschreibt dies eine Befragte aus Rostock. Eine andere aus
Hamburg meint, die Meinungsfreiheit sei sehr wichtig fir das Funktionieren der Demo-
kratie, ,weil jeder das Recht hat, eigentlich, seine eigene Meinung kundzutun und sich
gegenseitig zu bereichern und Diskussionsgrundlagen zu schaffen.”

Die freie Meinungsaul3erung ist nach Ansicht einiger aber nicht nur fur die politische
Willensbildung, sondern daruber hinaus fir die gesellschaftliche Integration wichtig. Die
Menschen sollen eingebunden sein. Ein Befragter meint beispielsweise, wenn die Men-
schen ,sich sozusagen duBern durfen, dann haben sie auch das Gefuhl, dass sie dazu-
gehoren” (Befragter aus Dresden).

Die freie Meinungsaul3erung hat schlieBlich eine Bedeutung fur die eigene Lebens-
qualitat: ,Ich finde es toll, in einem Land wie Deutschland zu leben, wo ich frei meine
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Meinung aulRern kann” (Befragte aus DUsseldorf). Und eine andere aus Hannover
beschreibt ihr Unbehagen bei dem Gedanken, auf Meinungsfreiheit verzichten zu mus-
sen: ,Wenn ich hier nichts mehr sagen durfte, das ware ganz schlimm. Dann musste ich
mir Uberlegen, ob ich hier weiter lebe in dem Land. Das kénnte ich mir Gberhaupt nicht
vorstellen.”

3.3 Freie Meinung ohne Beleidigung

Meinungsfreiheit ist nicht unbegrenzt. Beleidigen oder Verunglimpfen - hier findet
die Freiheit der Meinungsaul3erung ihre Grenzen, und den Befragten sind diese Gren-
zen durchweg bewusst und plausibel. ,Nichtsdestotrotz muss man sich naturlich an
bestimmte Spielregeln halten”, meint eine Befragte aus Hamburg und gibt dann Bei-
spiele fur offensichtliche Beleidigungen. Ein Befragter aus Berlin kommt zu einer ahn-
lichen Einschatzung: ,Das hat fur mich nichts mehr mit Meinungsfreiheit zu tun. Das
ist dann einfach nur noch Hass, der verbreitet wird, und letztendlich wird da auch
aufgerufen, indirekt oder direkt, zu Straftaten, und das hat fir mich nichts mehr mit
Meinungsfreiheit zu tun, und da muss der Staat dagegen vorgehen.”

Um den Grenzen der Meinungsfreiheit genauer nachzugehen, sollten die Befragten
diskutieren, ob die Aussage ,Soldaten sind Morder” durch die Meinungsfreiheit gedeckt
sei. Knapp die Halfte der Befragten kommt zu dem Schluss, die Aussage sei durch die
Meinungsfreiheit gedeckt. Eine Befragte aus Bochum hat eine klare Haltung zu dieser
Frage: ,Ich finde es in Ordnung. Ich denke, jeder darf sich seine eigene Meinung bilden.”
JIch finde es okay, wenn der Sticker auf dem Rucksack klebt”, meint auch eine Befragte
aus Hamburg. Ein Leipziger pladiert ebenfalls sehr klar, die Aussage sei durch die
Meinungsfreiheit gedeckt: ,Auch sowas muss eine Demokratie aushalten, wenn derje-
nige die Meinung hat, dann kann er das doch duf3ern. (...) Naturlich, er kann das sagen.”

Ein weiteres Viertel der Befragten tut sich schwerer mit der Bewertung, legt sich aber
letztlich ebenfalls darauf fest, die Meinungsfreiheit gestatte eine solche Aussage. Eine
Befragte aus Saarbricken lehnt die Aussage ab, pladiert aber trotzdem fir Toleranz:
»Ich personlich finde, es geht zu weit. Ist aber bestimmt auch gedeckt durch unsere
Meinungsfreiheit. Ich finde es nicht okay.” Eine andere aus Hannover lehnt die Aussage
ab, pladiert aber letztlich doch gegen ein Verbot: ,Ich finde, man durfte es nicht sagen.
Denn ich sehe Soldaten nicht als Mérder an. Ich persdnlich nicht. (...) Naturlich ist es
eine freie Meinungsauferung. (...) Aber ich sehe es nicht so, dass die Soldaten Mérder
sind. (...) Nein, das mUsste nicht verboten sein.”

Eine Minderheit der Befragten, die sich mit diesem Beispiel beschéftigen, pladiert fiir ein
Verbot der &ffentlichen Aussage, Soldaten seien Mérder. ,Ich glaube, das geht zu weit. (...)
Ich finde Meinungsfreiheit gut bis zu einer gewissen Grenze. Da wirde ich sagen, ist die
Grenze" (Befragte aus Dusseldorf). ,Das geht zu weit”, meint eine Befragte aus Stuttgart.

Bei den Argumenten fur eine Tolerierung der Aussage ,Soldaten sind Mérder” beziehen
sich eine ganze Reihe der Befragten auf den Eigenwert der Meinungsfreiheit. ,Dann
wurde ich ja die Meinung von den Leuten einschranken, wenn ich sage, es ist verboten”
(Befragte aus Frankfurt/M.). ,Jeder hat das Recht sowas zu sagen. (...) Das ist eine politi-
sche Einstellung” (Befragter aus Hamburg).



Ein weiteres, haufig genanntes Argument ist die Allgemeinheit der Aussage. Es handelt
sich nach dieser Einschatzung nicht um eine personliche Beleidigung und muss des-
halb im Rahmen der Meinungsfreiheit hingenommen werden. ,Man tut ja jetzt nicht
eine bestimmte Person mit angreifen, sondern allgemein, und dadurch kann sich jetzt
kein bestimmter, der Herr Miller oder Schmidt, da angesprochen fuhlen” (Befragter
aus Frankfurt/M.). Eine Befragte aus Hamburg argumentiert genauso: ,Es wird keiner
personlich angesprochen. Nicht: Hans Mdller ist ein Mérder. (...) Das finde ich auch freie
MeinungsauBerung. Dazu kann man stehen, wie man will.”

Der Inhalt der Aussage dient nur Einzelnen als Argument, um flr die Zulassigkeit der
Aussage zu pladieren. Eine Befragte aus Frankfurt/M. meint: ,Und sind es ja auch. Wenn
man es mal weitestgehend ... auch wenn es ihr Job ist, und sie werden dafur bezahlt.
Sobald sie jemand toéten, haben sie jemand ermordet.” Ein Befragter aus Stuttgart
auBert sich ahnlich: ,Soldaten sind Morder, was ja vielleicht auch stimmt, weil Soldaten
bringen Menschen um. Die Frage ist eben, ob man das gut findet. (...) Also das ist immer
die Frage. Man muss das differenziert sehen.”

Argumente, die gegen eine Hinnahme der Aussage sprechen, kommen nicht allein

von Befragten, die sich am Ende fur ein Verbot aussprechen. Vielmehr wird von Vielen
abgewogen. Mehr als ein Drittel der Befragten, die das Beispiel diskutieren, finden es
problematisch, einen Soldaten in einer Kriegshandlung als Mérder zu bezeichnen. Viel-
mehr wird auf die individuelle und kollektive Notwehr verwiesen. ,Wieso sind das Mor-
der? Die sind ja Soldaten. Sie mussen ja unser Land verteidigen. Das sind doch keine
Morder”, meint eine Befragte aus Hannover. ,Wenn einer zur Verteidigung des Landes
diesen Beruf eingeht, ist er ja mehr oder weniger gezwungen, auf den anderen, den
sogenannten Feind, zu schiel3en, wenn der uns bedrohen will. Es ist Selbstverteidigung.
Aber kein Mord in dem Sinne" (Befragter aus Bielefeld). Eine andere Befragte aus Han-
nover entristet sich Uber die Aussage: ,Dann bin ich jetzt ein Morder, weil ich schiel3e?
Weil ich sonst riskiere, dass ich erschossen werde, und ich schiel3e als erstes, bin ich
dann der Mérder als Soldat? Oder sind die Soldaten, die nach Afghanistan geschickt
werden, Mérder? Nein.” Im Anschluss kommt sie allerdings zu dem Urteil, die Aussage
solle nicht verboten werden, sondern sei durch die Meinungsfreiheit gedeckt.

Bei der Diskussion der Meinungsfreiheit am Beispiel der Aussage ,Soldaten sind Mor-
der” wird deutlich, wie durchgangig zwischen der eigenen Meinung einerseits und

dem Grundrecht auf freie Meinungsaul3erung andererseits unterschieden wird. Viel-
fach lehnen Befragte die Aussage inhaltlich ab, pladieren dann aber doch dafur, sie im
Sinne der Meinungsfreiheit zuzulassen. ,Ich kann ja auch nicht verbieten, denen, das zu
sagen. Aber ich finde das nicht gut, die Aussage” (Befragte aus Hannover). Stattdessen
pladieren sie fir einen Dialog. ,Ich wirde mir in dem Fall wiinschen, dass viele den Auf-
kleber sehen, und viele mit dem Autobesitzer reden, ins Gesprach kommen: Warum,
Wieso, Weshalb? Und dass er im Anschluss das abmacht” (Befragte aus Saarbricken).

3.4 Meinungsfreiheit in Deutschland
Die Befragten sind durchweg zufrieden mit der Lage der Meinungsfreiheit in Deutsch-

land. ,Positiv. Uns geht es sehr, sehr gut” (Befragter aus Frankfurt/M.). Lander, in denen
die Meinungsfreiheit besser umgesetzt ware, kommen kaum jemandem in den Sinn.
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»Nein, wirden mir jetzt nicht einfallen”, sagt eine Befragte aus Hamburg. Eine andere
aus Hannover Uberlegt: ,Skandinavische Lander. (...) Okay, (...) weild ich gar nicht, ob das
da wirklich besser ist. Ich wirde sagen, das ist wahrscheinlich ahnlich.”

Beispiele fur Lander mit weniger Meinungsfreiheit und einer zum Teil drastischen Ein-
schrankung der Méglichkeit, die Meinung zu dul3ern, fallen den Befragten dagegen
schnell ein. ,Vor allem, wenn man in so vielen anderen Landern sieht, dass es nicht
selbstverstandlich ist. Insofern finde ich es ein extremes Privileg” (Befragte aus Ber-
lin). Insbesondere die Tirkei ist ein Referenzland fur diese Einschatzung: ,,In der TUr-
kei ist es mit Sicherheit schlechter”, meint ein Befragter aus Saarbrticken. Eine andere
aus Hannover nennt eine ganze Reihe von Landern, in denen nach ihrem Eindruck die
Meinungsfreiheit deutlich mehr eingeschrankt ist als in Deutschland: ,Wenn ich mir
Lander angucke, wie Russland, Turkei, es gibt viele Lander, Mittel- und Lateinamerika.
Es gibt ganz viele Lander, wo das so ist.”

Bei knapp der Halfte der Befragten kommen allerdings auch wahrgenommene Ein-
schrankungen der Meinungsfreiheit vor. Diese beziehen sich allerdings nicht auf staat-
liche Reglementierung, sondern insbesondere auf das Meinungsklima in Deutschland.
»Ich muss ehrlich sagen, es wird schwieriger, seine Meinung zu dul3ern”, beklagt sich eine
Befragte aus Hannover. Ein Befragter aus Saarbricken beschwert sich ganz ahnlich: ,Ich
sage nicht, dass es eine strukturelle Diskriminierung von Meinungen ist, sondern dass es
eine Strdmung gibt, die Meinungen auch in die andere Richtung, nicht nur in die rechte
Richtung, auch in die linke Richtung, dass bestimmte Meinungen so unpopular sind, dass
man sie nicht mehr duern darf, ohne dass man im persénlichen Leben schwere Nach-
teile davon erfahrt.” Ein Befragter aus Mannheim sieht bestimmte Themen, bei denen es
schwierig ist, die eigene Meinung zu vertreten: ,Ich habe manchmal das Gefuhl, wenn es
zum Beispiel um Auslander oder um Antisemitismus geht, dass dann sehr schnell direkt
die Nazikeule geschwungen wird, und das nicht immer gerechtfertigt ist.”

Die Defizite, die bei der Meinungsfreiheit genannt werden, beziehen sich entsprechend

vor allem auf die Reaktion von anderen. Dies sind die Reaktionen von Gesprachspartnern
und Zuhoérenden. Manche beklagen auch eine mangelnde Reaktion der Politik: ,Es nutzt
sowieso nichts. (...) Die gehen auf die StraBe. Was sollen sie denn sagen? Ach, lasst mich
zufrieden, es passiert sowieso nichts. Das geht schon Uber zig Wahlperioden” (Befragter
aus Bochum).

Hinter den Klagen stehen allerdings auch Missverstandnisse Uber den Charakter der
Meinungsfreiheit. Manche verbinden mit der Meinungsfreiheit nicht nur die Erwartung,
ihre Meinung auRern zu durfen, sondern sehen darin auch ein verbrieftes Recht, kei-
nen drastischen Widerspruch zu erfahren und gehort zu werden, insbesondere von
Politikern und Parteien. Nun ist eine tolerante Gesprachskultur und eine Offenheit des
politischen Systems gegenuber Forderungen aus der Bevélkerung grundsatzlich ein
Qualitatskriterium fur Demokratien. Ein verbrieftes Recht, wahrgenommen zu werden
oder gar sich mit der eigenen Meinung diskursiv und politisch durchzusetzen, ist die
Meinungsfreiheit dagegen nicht. Und auch ein Recht, keinen Widerspruch zu erhalten,
ergibt sich aus der Meinungsfreiheit nicht.

Es sind insbesondere solche Missverstandnisse Uber die Meinungsfreiheit als Recht, die
zu einer kritischen Einschatzung bezlglich ihrer Durchsetzung in Deutschland fuhren.



10

Ein Befragter aus Dresden ist dafur ein gutes Beispiel: ,Auf der einen Seite habe ich
Momente, wo ich denke: Ja, es funktioniert. Wir kdnnen uns wirklich alles sagen. Und
auf der anderen Seite habe ich im Prinzip das Gefuhl, dass hier eine gewlnschte Presse
erzeugt wird, dass hier eine Meinung gemacht wird (...). Oder auch dieses Totschweigen
von Themen oder so, oder dass dann auch immer gleich gesagt wird, wenn jemand
sagt, ich bin gegen Auslander oder ich habe Angst vor denen, dann werden die gleich in
die rechte Ecke gestellt. Das finde ich ganz fragwurdig.”

Diese Sicht auf Meinungsfreiheit ist eine deutliche Minderheitenmeinung. Die meis-

ten Befragten schatzen die Situation in Deutschland sehr positiv ein, und wenn sie eine
mangelnde Offenheit der Debattenkultur beklagen, ist ihnen die Differenz zur ver-
brieften Meinungsfreiheit bewusst. Es ist eine kleine Minderheit, die durch Widerspruch
ihre Meinungsfreiheit eingeschrankt sieht.

3.5 Das grundlegende Freiheitsrecht

Die Meinungsfreiheit ist fur die meisten Befragten das wertvollste Grundrecht. Es
ist ein grundlegendes Freiheitsrecht, auf dem weitere aufbauen. Die Pressefreiheit,
Demonstrationsfreiheit und Religionsfreiheit werden weiter unten noch behandelt.
Sie sind, auch aus Sicht der Befragten, abgeleitet aus dem fundamentalen Recht
der Meinungsfreiheit. Die Meinungsfreiheit wird umfassend geschatzt und auch bei
schwierigen Grenzfallen tendiert eine Mehrheit zu einer toleranten Haltung - selbst
wenn es der eigenen Meinung widerspricht.

Sorgen bereitet einigen das Meinungs- und Debattenklima in Deutschland. Sie fuh-

len sich nicht durch den Staat, sondern durch andere Birgerinnen und Burger ein-
geschrankt. Einzelne kritisieren auf dieser Basis die Umsetzung der Meinungsfreiheit in
Deutschland. Sie scheinen mit dem Recht auf freie MeinungsaulRerung auch ein Recht
zu verbinden, keinen deutlichen Widerspruch zu erfahren und sich mit ihrer Meinung
diskursiv oder auch politisch durchzusetzen. Es ist bemerkenswert, dass die Kritik an
der Umsetzung der Meinungsfreiheit durchweg auf diesem Missverstandnis beruht.

1 Alle Zitate sind aus der genannten Befragung und werden im Wortlaut wiedergegeben, einschlieBlich der
grammatikalischen Fehler oder Unscharfen der gesprochenen Sprache.



Demonstrationsfreiheit - das
gewaltbelastete Grundrecht

Die Demonstrationsfreiheit ergibt sich aus der Versammlungsfreiheit (Grundgesetz
Artikel 8) und der Meinungsfreiheit (Grundgesetz Artikel 5). Sie ist somit eng mit der
Meinungsfreiheit verbunden, und so sehen es auch die Befragten. ,Dass man da auch
sieht, wie viele Leute dahinter stehen (...). Gehort einfach zur Meinungsfreiheit dazu.”
So begriindet eine Befragte aus Bochum die Bedeutung des Demonstrationsrechts.
Ein anderer aus Bielefeld meint: ,Demonstrationen soll es auch geben, wenn etwas
nicht stimmt. Dafur haben wir ja unsere freie Meinungsaul3erung.”

4.1 Demonstrationsfreiheit: wichtig - fir andere

Die Demonstrationsfreiheit wird aus der Meinungsfreiheit abgeleitet und genief3t ent-
sprechend ebenfalls eine hohe Zustimmung. Gleichzeitig gibt es einen wesentlichen
Unterschied zwischen Demonstrations- und Meinungsfreiheit, denn wahrend jede und
jeder eine eigene Meinung hat, ist das BedUrfnis zu demonstrieren nicht so verbreitet.
Zahlreiche Befragte haben selbst kein Interesse zu demonstrieren. ,Das gehort auf
jeden Fall zur Demokratie, und das ist mir auch total wichtig. Wie gesagt, ich nehme es
nicht unbedingt wahr, aber ...“ (Befragter aus Frankfurt/M.). Auch wenn Befragte selbst
keinerlei Neigung haben, an einer Demonstration teilzunehmen, schatzen sie doch

das Recht an sich. So meint ein Befragter aus Hannover: ,Das [Demonstrationsrecht]
ist natUrlich klasse, auch wenn ich es noch nie genutzt habe.” Eine Befragte aus Erfurt
erklart: ,Ich gehe nicht demonstrieren”, um dann aber anzufigen: ,Dass man das Recht
hat, ist gut. Was man mit dem Recht macht, ist eben wieder was anderes.”

Personliches Desinteresse fuhrt bei einigen auch zu dem Urteil, dem Demonstrations-
recht keine groRe Bedeutung beizumessen. Eine Rostockerin ist beispielsweise von

der Folgenlosigkeit von Demonstrationen Uberzeugt, beflrwortet aber dennoch das
Recht zu demonstrieren: ,Es hat so einen Scheineffekt. (...) Aber ja, damit die Leute das
Geflihl haben, dass sie nicht bevormundet werden. Ja, sollen sie es machen.” So wird
das Demonstrationsrecht nicht als Gbermalig wichtig angesehen, aber eben auch nicht
abgelehnt.

Eine Ausnahme bildet eine Befragte aus Saarbricken: ,Das ist mir gar nicht wichtig, weil
ich demonstriere nicht.” Die Aussichtslosigkeit von Demonstrationen generell fihrt bei
ihr zur Schlussfolgerung, dass die Verkehrsbehinderung durch Demonstrationen nicht
gerechtfertigt sei.

4.2 Demokratische Signale des Widerspruchs
Die meisten beflUrworten nicht nur das Demonstrationsrecht generell, sondern

erkennen in dem Recht auch einen Beitrag zum Funktionieren der Demokratie. Ein
erster Demokratiebeitrag ergibt sich bereits logisch aus der engen Verbindung von

11
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Meinungsfreiheit und Demokratie. Das Wesen der Demokratie erfordere Meinungsfrei-
heit und damit auch das Recht, seine Meinung frei und 6ffentlich zu dufRern, beispiels-
weise bei Demonstrationen. ,Wenn man das Demonstrationsrecht einschranken wurde
(...), dass man seine Meinung nicht mehr kundtun darf, in bestimmten Bereichen - das
finde ich sehr, sehr schlimm” (Befragter aus Bielefeld). Ein anderer aus Berlin begrindet
seine Ablehnung einer Einschrankung des Rechts ebenso: , Es wirde dem Recht auf
freie Meinungsaullerung widersprechen.”

Verbreitet ist die Einschatzung, dass Demonstrationen ein Korrektiv in der Demokratie
sind. Sie signalisieren Probleme und Unzufriedenheit. ,Wenn eine gewisse Masse an
Menschen einer Meinung ist, dann auch die Politik wachzurttteln und zu sagen: (...)
Halt, hier lauft eventuell etwas verkehrt, hier sollte man vielleicht mal nachhaken!”
(Befragter aus Frankfurt/M.). Ein Befragter aus Hamburg beschreibt es als eine Art
Politikberatung durch die StraRRe: ,Weil DenkanstolRe gegeben werden. Nicht jeder
Mensch kann alles wissen. Selbst wenn man mit mehreren Kollegen oder wie auch
immer zusammensitzt, kann es immer noch Punkte geben, die in der Runde nicht
angesprochen werden, die das Volk eben wichtig findet. (...) Eventuell werden Rand-
gebiete gar nicht mitbetrachtet, die gewissen Leuten in der Regierung gar nicht ein-
fallen.” Eine Befragte aus Hannover formuliert es etwas offensiver, in der Sache aber
gleich: ,Um da Widerstand zu leisten. Das auch. Alles muss man sich ja auch nicht
gefallen lassen.”

Demonstrationen sind allerdings nach Ansicht der Befragten nicht nur Signale an die
Politik, sondern auch an die Gesellschaft selbst. Das Demonstrationsrecht, so eine ver-
breitete Meinung, tragt zur Integration der Gesellschaft bei, weil die Menschen sich fur
andere sichtbar ausdriicken und die Meinungen anderer wahrnehmen kénnen.

Die integrative Funktion von Demonstrationen beschreibt ein Rostocker: ,Ich denke,
dass die Leute dadurch das Gefuhl haben, dass sie gehdrt werden (...). Ich glaube, das
ist mal wichtig.” Ein Frankfurter meint kurz und bindig: ,Weil es zeigt, dass jeder mit-
machen kann.” Neben diesem Ausleben der Demokratie unterstitzt nach Ansicht Vieler
das Demonstrieren auch die Integration der Menschen untereinander. Gleichgesinnte
werden flr einander sichtbar. So beschreibt eine Erfurterin, wie sie sich die Bedeutung
von Demonstrationen vorstellt: ,Es ist ja im Grunde genommen ein Zeichen oder ein
Ausdruck daftr, dass man mit seiner Meinung nicht alleine dasteht. Wenn man eine
andere Meinung als andere hat, dass man sich dann halt zusammentut.” Zahlreiche
Befragte sind Uberzeugt von einer solchen Wirkung der Demonstrationen und schrei-
ben auch deshalb dem Demonstrationsrecht grof3e Bedeutung zu.

4.3 Gewalt als Grenze der Demonstrationsfreiheit

Bei der Thematisierung des Demonstrationsrechts fallt auf, wie haufig die Befragten
bereits von sich aus auf Grenzen dieses Rechts eingehen. Gemeinsam mit ihrer
Beflirwortung des Demonstrationsrechts verweisen mehrere Befragte auf den recht-
lichen Rahmen. ,Sofern es im Rahmen des Demonstrationsrecht bleibt”, schrankt ein
Befragter aus Frankfurt/M. seine Unterstuitzung des Demonstrationsrechts ein. Zudem
beschaftigt die Befragten Gewalt auf Demonstrationen. Auf die Frage nach der Wichtig-
keit des Demonstrationsrechts antwortet beispielsweise ein Frankfurter: ,Sehr, sehr
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wichtig”, um dann gleich anzufiigen: ,,Es kommt dann auch immer auf die Demonstra-
tion an. Also ich muss keine StralRenschlachten haben.”

Um den Grenzen des Demonstrationsrechts aus Sicht der Burger noch naher nach-
zugehen, wurden den Befragten Bilder von Demonstrationen vorgelegt. Ausgehend

von diesem Material sollte beurteilt werden, ob in dem jeweiligen Fall die Grenzen

des Demonstrationsrechts Uberschritten sind. Vier verschiedene Demonstrations-
bilder sollen zu einem breiten Spektrum von Situationen Einschatzungen abrufen. Aus-
gewahlt waren Bilder von einer pro-europaischen Pulse of Europe-Demonstration, einem
~Schwarzen Block” auf einer Demonstration (also schwarz und einheitlich gekleidete
Demonstranten), einer PEGIDA-Demonstration und schlieRlich einem Bild mit dem auf
einer PEDIGA-Demonstration gezeigten Galgen, der laut Schild fur ,Sigmar ,das Pack’
Gabriel” reserviert sei.

Die Pulse of Europe-Demonstration stoR3t einhellig auf Zustimmung in dem Sinne, dass
gegen die Demonstration nichts zu sagen sei. Das am haufigsten genannte Kriterium
far diese Beurteilung ist die Einschatzung des Gewaltpotenzials. ,Das macht einen sehr
friedlichen Eindruck”, sagt eine Befragte aus Dusseldorf und kommt daher zu dem
Schluss, es gabe keine Einwande gegen die Demonstration. Genauso ist es bei einer
Befragten aus Bochum: ,Fir mich sieht es friedlich aus. Finde ich vollkommen in Ord-
nung.” Ein zusatzliches, wenngleich nachgeordnetes Kriterium ist die soziale Durch-
mischung der Teilnehmenden. ,Geht fir mich in Ordnung. Es sind Menschen ver-
schiedenster Couleur dabei” (Befragter aus Leipzig).

Sehr gemischte Einschatzungen folgen auf das Bild mit einem ,schwarzen Block”, also
Demonstranten, die einheitlich schwarz gekleidet eng zusammen und durch Trans-
parente abgeschlossen laufen. Hintergrund dieser Demonstrationsstrategie ist es, for-
mal den gesetzlichen Bestimmungen weitgehend gerecht zu werden, aber eine indivi-
duelle Identifikation der zugehdérigen Personen zu vermeiden, sei es um Strafverfolgung
zu entgehen, sei es, um fur politische Gegner oder Arbeitgeber nicht einzeln erkennbar
zu sein. Die Frage, ob die Polizei und damit der Staat diese Demonstrationstaktik dul-
den solle, teilt die Befragten in drei gleich groRe Gruppen auf: Eine Gruppe pladiert fur
einen polizeilichen Eingriff, eine Gruppe bleibt abwagend, und eine Gruppe sieht das
Verhalten durch die Demonstrationsfreiheit gedeckt, wobei dies nicht mit Sympathie fur
das Verhalten der Demonstrierenden einhergeht.

Die Forderung nach einem polizeilichen Eingreifen wird mit zwei Argumenten begrindet:
Einerseits fiihren die Befragten die aggressive Grundhaltung und die zu erwartende
Gewalt an. Andererseits argumentieren noch mehr Befragte mit dem Vermummungs-
verbot, beziehen sich also auf den geltenden rechtlichen Rahmen. Oft wird beides mit-
einander verbunden. ,Wir haben ja ein Vermummungsverbot, soviel ich wei3. Warum
wird das toleriert?”, kommentiert ein Befragter aus Frankfurt/M. und kommt dann zu
dem Schluss: ,Ich wirde versuchen, es einzuschranken. Verbieten, ja.” Eine Befragte aus
Erfurt urteilt: ,In solchen Fallen sind es ja sehr haufig Krawallmacher. Denen geht es gar
nicht um den eigentlichen Zweck, sondern oftmals einfach nur darum, jemanden zu fin-
den, mit dem man sich dann kloppen kann.” Der Strategie, sich nicht individuell erkenn-
bar zu machen, setzen die Befragten ihr Verstandnis von politischer Meinungsaul3erung
entgegen, wonach die eigene Meinung erkennbar und identifizierbar vertreten werden
sollte: ,Wenn jemand demonstriert und fur seine Meinung einsteht, dann sollte man den
erkennen kénnen” (Befragter aus Rostock).
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Die abwagende Haltung bezieht sich ebenfalls auf das Vermummungsverbot und die

zu erwartende Gewalt. Allerdings fallt es diesen Befragten schwer, sich zu entscheiden,
weil die dargestellten Demonstranten nicht alle und nicht vollstandig vermummt sind.
Der Tatbestand der Vermummung ist also nicht zweifelsfrei gegeben. Auch wird zwar
Gewalt erwartet, aber zum dargestellten Zeitpunkt gibt es keine Gewalt. Ein Befragter
aus Erfurt diskutiert diese Aspekte: ,Vermummungsverbot. Es geht ja darum, dass Straf-
taten nicht zustande kommen. (...) Also das wirde ich eben weniger beflrworten. Ja, (...)
sollte man tolerieren. Solange keine Straftaten am Rande ... Gut, es verstof3t dagegen
[gegen das Vermummungsverbot]. Aber es sind ja nicht alle.”

Die Begriindungen gegen einen Eingriff durch die Polizei sind oft weniger differenzie-
rend. ,Ich finde das beangstigend, aber ich denke, wie gesagt, es wird noch im Rahmen
okay sein”, meint eine Befragte aus DUsseldorf, und eine andere aus Dresden lehnt
einen Polizeieingriff ab, ,weil es noch in einem gewissen Rahmen lauft”. Werden Grinde
angefluhrt, steht die Gewaltfrage im Vordergrund, wahrend der Vermummung keine
grof3e Bedeutung beigemessen wird. So urteilt ein Mannheimer: ,Solange es friedlich
verlauft, denke ich, ist es okay.” Eine Befragte aus Bochum bezieht sich auf das Recht
der MeinungsaulRerung: ,Solange es friedlich bleibt, sollte man sie laufen lassen. Jeder
sollte das Recht haben, da irgendwie mitzulaufen. Aber sobald es Ausschreitungen gibt:
Auflosen - sofort.”

Die PEGIDA-Demonstration ist nach praktisch einhelliger Einschatzung durch das
Demonstrationsrecht gedeckt. Manche kennen PEGIDA nicht oder sehen eine
Berechtigung fur die Anliegen von PEGIDA. Ein Befragter aus Frankfurt/M. meint: ,Ja,
gut, das ist PEGIDA. PEGIDA hat fir mich auch eine Berechtigung. Die durfen das auch
machen.” Andere distanzieren sich von den Forderungen, sehen aber keinen Grund,
die Demonstration zu verbieten. ,Ist auch nicht so meines. Ist halt deren ihre Meinung”
(Befragte aus Erfurt). ,Ich bin eigentlich grundsatzlich gegen PEGIDA, aber es spielt
keine Rolle. (...) Eigentlich haben sie ja ein Recht, (...) auch zu demonstrieren” (Befragter
aus Bochum). Wahrend die inhaltliche Einschatzung der Forderungen sehr unter-
schiedlich ausfallt, bekennen sich bei diesem Beispiel praktisch alle zu dem Recht auf
Demonstrationsfreiheit.

Ein auf der Demonstration gezeigter Galgen, der fur Sigmar Gabriel reserviert ist, weil
er die PEGIDA-Demonstranten ,,Pack” genannt hat, wird von einer groBen Mehrheit
abgelehnt. ,Jeder darf seine Meinung frei kundgeben. Aber wenn es dann, ja, wenn man
dann solche Mordaufrufe macht oder sowas, (...) das geht gar nicht, finde ich” (Befragte
aus Stuttgart). Neben der Deutung als Mordaufruf sehen die Befragten die Adressie-
rung einer einzelnen Person als problematisch. ,Da ist speziell jemand gemeint, wo
dann ... also das finde ich schon zu viel” (Befragter aus Mannheim). Befragte, die in ihrer
Entscheidung weniger klar sind oder zu dem Schluss kommen, der gezeigte Galgen sei
von der Meinungsfreiheit gedeckt, wenden meist dieselben Kriterien an, kommen aller-
dings zu etwas anderen Schlussen. ,Finde ich schon krass. Aber aus meiner Sicht zeigt
es einfach ganz klar, was die Leute denken und so zeigen sie halt, guck mal, damit sind
wir Uberhaupt nicht einverstanden” (Befragte aus Hamburg). Ein Befragter aus Ber-

lin meint: ,Ja, es ist in Ordnung. Nur, ich wirde auch nicht sagen, dass die da hangen.
Aber die verdeutlichen - sehr radikal, muss man auch sagen - dass sie davon Uber-
haupt nichts halten.” Durch die Deutung des Galgens nicht als Morddrohung, sondern
als symbolisch zum Ausdruck gebrachtes Missfallen oder als Satire handelt es sich nach
Ansicht dieser Befragten um eine legitime Meinungsaul3erung.
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4.4 Demonstrationsfreiheit in Deutschland

Durchweg ist die Einschatzung, dass die Umsetzung des Demonstrationsrechts in
Deutschland gut ist. ,Ich glaube, das ist hier sehr gut. Wenn man Menschen auf die
Beine bringen kann und das angemeldet hat, dann kann man eine Demonstration in
Gang setzen” (Befragte aus Hannover). Ein Befragter aus Erfurt meint: ,Ich bin der Mei-
nung, das ist sehr gut geregelt. (...) Egal wer demonstriert. Und so soll es auch sein.”

Die positive Situation in Deutschland unterstreichen einige mit dem Verweis auf andere
Lander, in denen das Recht nicht gegeben ist. ,Das ist auch dann die uneingeschrankte
Meinungsaulierung und keine Angst haben zu mussen vor Konsequenzen. Anders als
in der Turkei. Dass ich sonst einfach im Gefangnis sitzen wurde, nach so einer Demo”
(Befragte aus Dusseldorf). Vor allem die Turkei steht den Befragten als Land mit ein-
geschrankten Demonstrationsrechten vor Augen.

4.5 Demonstrationsfreiheit und die Gewaltgrenze

Die enge Verbindung zur Meinungsfreiheit macht auch die Demonstrationsfreiheit

zu einem hoch geachteten und geschatzten Grundrecht. Obwohl Viele fir sich selbst
ablehnen, an einer Demonstration teilzunehmen, oder sich zumindest nicht sonderlich
daflr interessieren, beflrworten sie dennoch das Recht. Grenzen findet das Demons-
trationsrecht, sobald Gewalt damit verbunden ist. Dies ist zunachst eine Selbstverstand-
lichkeit, doch die Gewaltthematik ist den Menschen sehr prasent und ein brennendes
Thema. Hier haben sie oftmals konkrete Beispiele vor Augen, und eine nennenswerte
Minderheit ist bereit, Demonstrationen bereits einzuschranken, wenn sie Gewalt fur
absehbar halten. Die Mehrheit will so weit nicht gehen, bringt aber ebenfalls die Gewalt-
thematik auf und definiert hier die entscheidende Grenze des Demonstrationsrechts.

Unzufriedenheit gibt es bei manchen dagegen an anderer Stelle. Sie beklagen eine zu
geringe Nutzung des Demonstrationsrechts durch die Burger. ,An und fir sich ist das
schon wichtig, aber der Deutsche ist da eher faul”, meint eine Befragte aus Bielefeld.
Eine Befragte aus Erfurt sagt: ,Das Recht ist da, es wird halt nicht genutzt, selten.”

1 Die Diskussion von Gewalt im Zusammenhang mit Demonstrationen ist durchaus in Ubereinstimmung mit
dem Grundgesetz. Wahrend die anderen Grundrechte allgemein formuliert werden und vor allem durch
konkurrierende Grundrechte ihre Grenzen finden, sind bei der Versammlungsfreiheit bereits im Grundrecht
Grenzen eingeschrieben. So hei3t es in Artikel 8, Absatz 1, des Grundgesetzes: ,Alle Deutschen haben das
Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln.” Die Einschréankung
auf gewaltfreie Versammlungen ist hier bereits festgelegt.
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Presse- und Forschungsfreiheit -
das missverstandene Grundrecht

Gemeinsam mit der Meinungsfreiheit werden in Artikel 5 des Grundgesetzes die
Freiheit von Presse (Absatz 1) und Forschung (Absatz 3) garantiert. Die Presse- und
Forschungsfreiheit sind eng mit der Meinungsfreiheit verbunden, haben aber fur die
Gesellschaft noch einmal weitreichendere Folgen, weil sie eine Grundlage bilden fur die
Chance, sich angemessen zu informieren.

5.1 Pressefreiheit: eins der wichtigsten Guter

Wahrend die Befragten sich ausfuhrlich mit der Pressefreiheit auseinandersetzen,
spielt die Forschungsfreiheit nur eine geringe Rolle. Angesichts der Diskussionen Uber
eine vermeintliche ,Lugenpresse” und ,Fake News", der Rolle von 6ffentlich-rechtlichen
Medien oder eine ubermaRige Gleichformigkeit der Medienberichterstattung scheint
den Befragten dieses Thema prasent zu sein.

Die Pressefreiheit wird von den Befragten ausnahmslos als sehr wichtig erachtet. Ein
Befragter aus Hannover unterstreicht die Bedeutung: ,Das ist das Allerwichtigste Uber-
haupt. Das ist noch wichtiger als alles andere. Die Presse muss frei sein.” Eine Befragte
aus Bielefeld sagt: ,Die Pressefreiheit halte ich fur eins der wichtigsten Guter.”

5.2 Garant fur Vielfalt und Glaubwurdigkeit

Die Pressefreiheit hat aus Sicht der Befragten eine grof3e Bedeutung fur die Demo-
kratie. FUr das eigene Leben oder die Selbstverwirklichung ist sie nur mittelbar relevant.

Zwei Grunde werden vor allem fur die Bedeutung der Pressefreiheit angefuhrt: Vielfalt
und Glaubwdrdigkeit. Die Vielfalt der Berichterstattung erlaubt erst die Bildung einer
eigenen Meinung. ,Ich finde die grol3e Bandbreite an verschiedenen Meinungen sehr
wichtig, dass man sich seine eigene Meinung bilden kann und sagen kann, mit dem
stimme ich Uberein” (Befragte aus Berlin). Damit ist sie nach Ansicht der Befragten auch
ein Grundpfeiler der Demokratie. ,Pressefreiheit ist unabdingbar fir die Demokratie.
Weil ich mir sonst kein reales Bild Uber die Sachen machen kann, wenn samtliche Mit-
teilungen, die ich Uber was bekomme, von der Politik gesteuert werden, habe ich nur
ein sehr einseitiges Bild. Dann kann ich mir nicht wirklich eine Meinung dazu bilden,
sondern vertrete nur die Meinung, die mir vorgegeben wird"” (Befragte aus Rostock).

Die Glaubwurdigkeit ergibt sich aus der Vielfalt. ,Man wird immer irgendwo was
erfahren, was nicht so stimmt”, meint ein Befragter aus Bochum und leitet so die
Glaubwaurdigkeit aus der Vielfalt ab. Bei zahlreichen weiteren Befragten hat die
Glaubwaurdigkeit allerdings eine etwas andere Stol3richtung. Ihnen geht es nicht nur um
eine Berichterstattung, die unbeeinflusst ist von staatlichen Stellen, sondern um eine
wahre Berichterstattung. Eine Befragte aus Stuttgart fokussiert dabei auf die Verstand-
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lichkeit der Information: ,,Und darum finde ich, dass in der Presse ..., dass das richtig
ribergebracht wird, dass die Leute das auch verstehen, sonst kriegt ja keiner was mit.”
Ein Befragter aus Frankfurt/M. dagegen erwartet eine wahre Berichterstattung: ,Dass
objektiv driber berichtet wird und nicht irgendwas verdreht wird, dass die Tatsachen
verdreht werden. Dass hier im Fernsehen und in den Zeitungen die Wahrheit steht, dass
die Journalisten frei ..., auch wenn es manchmal unbequem ist, was da geschrieben
wird, dass da nichts zensiert wird. (...) Fir eine ehrliche, objektive Berichterstattung.” Eine
Saarbruckerin formuliert den Anspruch genauso weitreichend: ,Es geht mir darum, dass
es die Wirklichkeit ist.” FUr einen Befragten aus Hamburg sollte dies sogar mit Strafen
durchgesetzt werden: ,Ich bin aber auch der Meinung, wenn ganz klar widerlegt wird,
dass das, was sie geschrieben haben, nicht wahr ist, dass es da Strafen geben muss.”

Die Erwartung einer wahren Berichterstattung Ubersieht sowohl die Komplexi-

tat des Geschehens als auch den Einfluss von redaktionellen Linien und politischen
Ausrichtungen einzelner Medien, die zu unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen

und Perspektiven auf das Geschehen fuhren kénnen. Einige Befragte sind sich die-

ser Zusammenhdange aber bewusst. ,Vollkommen unabhéngige Presse kann es nicht
geben. Jeder Journalist ist an den Chefredakteur gebunden, der Chefredakteur ist wie-
der dem Verleger verantwortlich. Und die Verleger den Aktionaren usw.”, beschreibt es
ein Befragter aus Saarbricken. Andere dagegen erwarten wahre Berichterstattung und
sind enttauscht, wenn sie in den Medien eine Berichterstattung entdecken, die nicht
ihrer Vorstellung von Wahrheit entspricht.

In diesen Forderungen wird ein grundlegendes Missverstandnis der Presse- und der
Meinungsfreiheit deutlich. Es geht zahlreichen Befragten nicht allein um die Abwesen-
heit von staatlicher Zensur. Sie fordern die Prasentation der einen Wahrheit. In der Tat
fUhrt Zensur zu einer eingeschrankten Darstellung von Wahrheit, aber andersherum
garantiert die Pressefreiheit eben nicht wahre Berichterstattung. Dazu musste es eine
einzige, klar erkennbare Wahrheit geben, und diese musste sich umfassend durch-
setzen, wenn es keine staatliche Zensur gibt. Dies ist aber nicht der Fall. So ist es nicht
die Aufgabe von Medien, eine einzige Wahrheit zu prasentieren, denn diese eine Wahr-
heit gibt es nicht. Stattdessen sind Medien Tendenzbetriebe, die ihre jeweilige Sicht auf
die Dinge prasentieren. Die Vielfalt der Stimmen, die jeweils frei ihre Sicht der Dinge
prasentieren durfen, ergibt das Panorama, aus dem sich die Menschen frei informieren
kénnen.

5.3 Grenzen der Presse- und Forschungsfreiheit

Grenzen sehen Einzelne bei der Forschungsfreiheit, weniger bei der Pressefreiheit.

Die Forschungsfreiheit findet nach Ansicht einiger Befragter ihre Grenzen bei ethi-
schen Fragen. ,Klar sollte es Einschrankungen geben, was ethische Probleme angeht.
Aber ansonsten sollten Forscher forschen durfen, was sie mochten” (Befragte aus
Berlin). Genmanipulierte Pflanzen oder Tierversuche tauchen bei den erwarteten Ein-
schrankungen der Forschung auf. Insgesamt sind diese Einschrankungen allerdings kein
grof3es Thema bei den Befragten.

Ahnlich ist es bei Grenzen der Pressefreiheit. Nur Einzelne machen die Grenzen zum
Thema. ,,Dass man so Uber andere Menschen schreibt und die ins schlechte Licht
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setzt”, lehnt eine Befragte aus Bochum ab. Ein anderer aus Hannover erinnert sich an
eine Satire und meint: ,Das war meines Erachtens schon Ausnutzen der Pressefreiheit.
Das ging in die Beleidigung rein, und das darf auch nicht sein.” Dies wird aber nur von
einzelnen als Problem von Medienberichterstattung gesehen.

Um die Grenzen der Pressefreiheit genauer auszuloten, sollten die Befragten dis-
kutieren, in welchem Male die Veroffentlichung eines Dienstgeheimnisses des Bundes-
kriminalamtes durch die Pressefreiheit gedeckt sei. Vergleichsweise selten sind Befragte
der Ansicht, diese Veroffentlichung sei ohne Frage durch die Pressefreiheit geschiitzt.
»Ja, wenn es zugespielt wird, und es ist ein wichtiger Aspekt, wo man mal veroffent-
lichen kann, warum nicht? Ist doch in Ordnung. Passiert” (Befragter aus Frankfurt/M.).
Eine Befragte aus Berlin ist grundsatzlich nicht bereit, staatlichen Behérden Geheim-
nisse zuzugestehen: ,Ich finde, dass es davon gedeckt wird. Dass es zur Transparenz
des Regierungsapparates beitragt. Ich finde eigentlich nicht richtig, dass der BND oder
irgendwelche Geheimdienste oder die Regierung Geheimakten haben, auf die man als
Burger keinen Zugriff hat.” Dies ist allerdings eine Minderheitenmeinung.

Eine knappe Mehrheit der Befragten, die dieses Beispiel diskutieren, tut sich schwer mit
einer Festlegung. ,Es kommt drauf an, was sie damit offenlegt”, meint eine Befragte aus
Hamburg und beschrankt dann die Falle von illegitimer Verdffentlichung auf sicherheits-
relevante Informationen - eine durchaus typische Eingrenzung. Eine weitere typische
Eingrenzung, die gefordert wird, sind Personlichkeitsrechte. ,Wenn es jemand person-
lich betrifft, ware es nicht angemessen, glaube ich”, grenzt eine Befragte aus Bielefeld
ihre Haltung ein.

Die Entscheidung, ob eine Verdffentlichung von Dienstgeheimnissen legitim ist, von
den Inhalten abhangig zu machen, leuchtet zunachst unmittelbar ein. Die Antworten
machen aber auch deutlich, dass der Geheimnisschutz aus Sicht der Befragten eben
nicht grundsatzlich gilt. Anders als beispielsweise beim Demonstrationsrecht wird von
diesen Befragten nicht zuerst und kategorisch auf die gesetzlich festgelegten Grenzen
verwiesen, sondern inhaltlich abgewogen.

Neben den Befragten mit einer ambivalenten Haltung legt sich allerdings eine eben-
falls recht groBe Gruppe fest und lehnt die Veroffentlichung von Dienstgeheimnissen
grundsatzlich ab. ,Also geheim sind oder geschutzt sind, und wenn man die irgendwo
veroffentlicht, das ist schon ... also dann geht man eigentlich zu weit, sage ich jetzt mal
so" (Befragte aus Dresden). Fur eine Befragte aus Saarbrucken ist es ebenfalls ein klarer
Fall: ,Das geht gar nicht. Nein. Weil es ein Dienstgeheimnis ist. Und das sollte schon im
Dienst bleiben. Es geht ja keinen an.”

5.4 Pressefreiheit in Deutschland

In welchem MaRe Pressefreiheit in Deutschland gegeben ist, wird sehr unterschiedlich
beurteilt. Ein gutes Drittel der Befragten, die sich mit der Pressefreiheit auseinander-
gesetzt haben, ist rundum zufrieden mit der Situation in Deutschland. ,Logisch, sicher
ist Pressefreiheit da” (Befragte aus Bochum). ,Ich denke, das ist okay so”, meint eine
Befragte aus Frankfurt/M. wenig euphorisch. Ein anderer aus Dusseldorf distanziert sich
explizit vom Vorwurf der Lugenpresse: ,Nein, ist nicht eingeschrankt. Klar versuchen
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die nur das rauszugeben, manchmal, was ihnen lieb ist, oder Sachen auch nicht raus-
zugeben. (...) Die Regierung, ja. Aber Presse schreibt frei. Und ich bin nicht einer, der da
zugehort und sagt: Lugenpresse, Lugenpresse.”

Auch im internationalen Vergleich schneidet Deutschland nach Ansicht dieser
Befragten sehr gut ab: ,Unsere Presse ist da sehr frei, die durfen schreiben, was sie
wollen” (Befragte aus Erfurt). Eine Dusseldorferin empfindet die Situation in Deutsch-
land als Privileg: ,Wenn ich mir Lander wie die TUrkei angucke oder teilweise auch in
Amerika, bin ich schon froh und dankbar, dass ich hier in Deutschland lebe. Dass es
diese Pressefreiheit gibt.”

Dieser positiven Sicht auf die Pressefreiheit in Deutschland stehen andere gegenuber,
die eine negative Einschatzung der Situation haben. Dabei geht die Kritik in unterschied-
liche Richtung. So kritisieren manche die Konzentration der Zeitungen bei wenigen Ver-
lagen. ,Die Presse kann schreiben, was sie will. (...) Nur dass die Presse (...) reglemen-
tiert wird von einem Konzern oder einem anderen Konzern, das ist schade” (Befragter
aus Mannheim). ,Wir haben es ja jetzt schon mit Zeitungen, dass das, weil3 nicht, drei
oder vier riesige Konzerne es nur noch gibt, die die Tageszeitungen aufteilen. Die Uber-
regionalen Redaktionen wurden in vielen Zeitungen geschlossen. Es gibt nur noch eine,
und die beliefert dann zwanzig Zeitungen”, beschreibt ein Befragter aus Dusseldorf
seine Wahrnehmung der Zeitungslandschaft und erganzt dann: ,Eingeschrankt auf-
grund der wirtschaftlichen Entwicklung jetzt, also nicht politisch.”

Die angesprochene Qualitatseinschrankung kommentieren auch andere. , Ich denke,
so seit zehn Jahren wird die allgemeine Presse immer oberflachlicher, was aber auch
wieder wirtschaftlichen Sachen geschuldet ist. Redaktionen werden zusammengelegt,
es wird vieles aul3erorts gemacht und so weiter” (Befragter aus Leipzig). Eine Befragte
aus Erfurt sieht es ahnlich: ,Die knebeln sich mittlerweile selber, weil sie nicht mehr
richtig recherchieren. Es geht alles viel zu schnell und irgendjemand haut so eine Mel-
dung raus, und die wird ohne Uberpriifung von anderen (ibernommen.” Hier wird nicht
eine Einschrankung der Pressefreiheit gesehen, sondern die Kritik gilt der Qualitat der
Berichterstattung.

Andere stellen die Unabhangigkeit der Presse direkt infrage. Dabei geht es einer-
seits um die wirtschaftliche Abhangigkeit. ,Das ist die Frage, inwieweit sie frei sind. Sie
brauchen auch ihre Abonnenten und Werbungskunden” (Befragter aus Saarbricken).
,Die kampfen ums Uberleben, weil die gedruckten Ausgaben nicht mehr gekauft wer-
den, wegen der Digitalisierung", argumentiert ein Befragter aus Bielefeld und sieht die
Zeitungen daher starker in Abhangigkeit von finanzstarken Verlagen mit einer eige-
nen politischen Ausrichtung. Wiederum steht bei solchen Argumentationen nicht die
Unabhangigkeit von Beeinflussung durch die Politik infrage.

Anderseits ist ein gutes Viertel der Befragten, mit denen die Pressefreiheit diskutiert
wurde, der Ansicht, es gabe direkte politische Interventionen in die Berichterstattung. Sie
unterstellen eine Intervention durch Politiker. In welchem MalRe einzelne Befragte von
dieser direkten Steuerung Uberzeugt sind, macht die folgende Interviewsequenz deutlich:

Befragte: ,Zur Pressefreiheit geh6ren auch die Nachrichten, und da wird man ja auch so
eingelullt, man hért ja eh nicht mehr alles, weil, es wird ja nur noch gesagt, was der Hérer
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wissen soll. Was er wissen will, das wird ja eh nicht mehr gesagt. Das kommt dann vielleicht
manchmal durch Zeitungen heraus oder durch Journalisten, die dann doch ein bisschen
mehr wissen, und die es dann mal bekanntgeben, aber es ist schon erschreckend.”

Interviewer: ,Wer steuert das? Wer sagt, was die Biirger wissen sollen?”

Befragte: ,/ch weif8 nicht, wer das sagt. Ich vermute mal die Politik dahinter, aber 100 % wis-
sen tue ich das nicht.” (Befragte aus Bielefeld)

Im Landervergleich sehen diese Befragten Deutschland nicht in einer Sonderrolle.
Eine politische Steuerung der Medienberichterstattung vermuten sie in allen Landern
gleichermalen. Es handelt sich bei diesen Befragten um eine nicht sehr groRe Minder-
heit, die von vielfaltigen Manipulationen tUberzeugt ist.

5.5 Pressefreiheit und Wahrheit

Die Pressefreiheit ist ahnlich wie die Demonstrationsfreiheit eng an die Meinungsfrei-
heit gebunden und geniel3t ebenfalls hohes Ansehen. Insbesondere flur den Zugang
zu Informationen, die Moglichkeit einer angemessenen Meinungsbildung und damit
fur das Funktionieren der Demokratie ist die Pressefreiheit nach Uberzeugung der
Befragten von grofRer Wichtigkeit.

Vielleicht auch aufgrund dieser grol3en Wertschatzung sind die Befragten bei Grenzen
der Pressefreiheit zurlickhaltend. Von sich aus ist eine Thematisierung von Grenzen,
anders als bei der Demonstrationsfreiheit, recht selten. Und auch bei der Diskussion
eines illegalen Geheimnisverrats sind die Befragten mit einer Verurteilung dieses Ver-
haltens ausgesprochen zurtickhaltend, und nur eine Minderheit orientiert sich in die-
sem Fall ohne Zégern an der Rechtslage.

Eine Mehrheit ist mit der Situation der Pressefreiheit in Deutschland zufrieden. Manche
beklagen zu geringe Qualitat oder wirtschaftliche Abhangigkeiten, doch sie erkennen
die Unabhangigkeit der Medien von direkter politischer Einflussnahme an. Dem steht
eine Minderheit gegentber, die von einer mehr oder minder umfassenden Steue-

rung der Medien durch die Politik und vor allem von staatlicher Zensur mit einer Ver-
hinderung von kritischer Berichterstattung ausgeht.

Bemerkenswert ist die Deutung des Charakters von Pressefreiheit. Vielfach wird

das Grundrecht der Pressefreiheit interpretiert als eine Garantie fir wahre Bericht-
erstattung, die aber unzureichend umgesetzt sei. Hier wird ein Missverstandnis deut-
lich. Pressefreiheit gibt gerade nicht vor, allein die - von der Politik unbeeinflusste -
Wahrheit zu berichten, sondern die Medien sind eben frei in ihrer Berichterstattung.
Damit sind sie auch frei, nach eigener Entscheidung Fakten auszuwahlen und gege-
benenfalls nicht zu berichten oder auch einen spezifischen Eindruck zu erwecken. Die
Pressefreiheit garantiert keine wahre Berichterstattung, sondern nur eine Bericht-
erstattung, die nicht staatlich kontrolliert ist. Die Pressefreiheit ist bei Vielen ein miss-
verstandenes Grundrecht.



Religionsfreiheit -
das umstrittene Grundrecht

Religionsfreiheit hat historisch eine besondere Bedeutung flr Deutschland. Nach der
Reformation fanden auf deutschem Boden lange und erbitterte Kriege statt zwischen
Katholiken und Protestanten. Erst die gegenseitige Tolerierung konnte die Religions-
kriege in der Mitte Europas allméhlich befrieden. Auch vor diesem Hintergrund hat die
Religionsfreiheit eine besondere, wenn auch selten erinnerte Bedeutung fur Deutsch-
land. Artikel 4 des Grundgesetzes garantiert die Freiheit des Glaubens und des reli-
gidsen und weltanschaulichen Bekenntnisses. Dazu wird in Absatz 2 explizit auch die
ungestorte Ausibung der Religion gewahrleistet.

6.1 Religionsfreiheit - ein wichtiges Recht

Angesichts abnehmender Kirchenbindung liel3e sich vermuten, dass die Religionsfrei-
heit an Wertschatzung und Relevanz fur die Menschen verliert, doch das Gegenteil ist
der Fall. Die Religionsfreiheit ist ein ausgesprochen kontroverses Grundrecht.

Dabei gibt es zunachst sehr breite Zustimmung zum Grundrecht der Religionsfreiheit.
Praktisch alle, die dieses Grundrecht diskutieren, betonen seine Wichtigkeit. ,Absolut
wichtig”, meint ein Befragter aus Leipzig. ,Sehr wichtig. Mir ist das wirklich sehr wichtig",
berichtet eine Befragte aus Dusseldorf, um gleich darauf zu beschreiben, wie wenig reli-
gios sie selber ist. Es ist bemerkenswert, dass die Wertschatzung der Religionsfreiheit
unabhangig ist von der eigenen Religiositat. Sowohl religidése als auch nicht-religidse
Menschen betonen, wie wichtig aus ihrer Sicht die Religionsfreiheit ist. Hier gibt es keine
zwei Meinungen.

6.2 Religion als persénliche Freiheit

Freie Religionsausubung wird durchweg als persdnliche Entscheidung angesehen.
JJeder kann Zeuge Jehovas sein oder Baptist oder was es da alles fur Glaubensgemein-
schaften gibt. Jeder soll nach seiner Fasson selig werden” (Befragter aus Frankfurt/M.).
Religion ist nach Ansicht der Befragten Privatsache und ist in diesem Sinne auch
geschutzt vor staatlichen Eingriffen.

Wie schon die Presse- und die Demonstrationsfreiheit gilt auch die Religionsfreiheit
als Teil der Meinungsfreiheit. ,Das ist auch sehr wichtig, weil es ahnlich wichtig wie die
Meinungsfreiheit ... und geht auch damit Hand in Hand" (Befragte aus Berlin). Aller-
dings ist diese Freiheit eine individuelle Freiheit. ,Es ist ja auch Meinungsfreiheit. Ich
belasse den Menschen ihren Wunsch, an was zu glauben oder auch nicht. Das gehort
auch zur Meinungsfreiheit” (Befragte aus Frankfurt/M.). Nach Ansicht der Befragten
handelt es sich um einen wichtigen, aber privaten Aspekt des Lebens. Eine grundsatz-
liche Einschrankung erscheint daher zunachst einmal als nicht akzeptabel. ,Weil die
Religion fur viele Leute schon wirklich ein existenzieller Teil des Lebens ist, und den
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wirde man dann quasi mit ausgrenzen, oder einschranken, wenn das nicht der Fall
ware"” (Befragter aus Dusseldorf).

Die Bedeutung fur die Demokratie ist eine indirekte. In zwei Weisen besteht aus Sicht
der Befragten eine Verbindung zwischen Religionsfreiheit und Demokratie. Zum einen
ist Freiheit selbst elementar fur Demokratie. Demokratie ohne die Freiheit, sich aus-
leben zu kénnen - insbesondere in dem wichtigen Bereich der Religion - ist fUr eine
Reihe von Befragten nicht vorstellbar. ,Das ist fur mich auch ein hohes Gut, und

das macht eine Demokratie auch aus. Und das ist im Grundgesetz auch verankert.
Religionsfreiheit. Und ich finde, das ist wichtig. Ob jemand an etwas glaubt oder nicht,
ist fur mich véllig uninteressant. (...) Ich finde, der Staat sollte nicht entscheiden, wer
an was glaubt oder dass nur eine Religion zugelassen wird. Es ist fir mich wichtig, dass
man den Leuten ihr Recht fur Religionsfreiheit, das ist ahnlich wie Meinungsfreiheit,
zulasst” (Befragter aus Berlin).

Noch haufiger gehen die Befragten auf die gesellschaftliche Stabilitat und die Integra-
tion von Menschen mit unterschiedlichen Religionen ein. ,Wenn die [Religionsfreiheit]
eingeschrankt werden sollte, dass es dann, denke ich mal, auch zu Gewaltausbrtchen
kommen kann. (...) Weil sich das immer mehr aufschaukelt. Es sind immer mehr Glau-
bensrichtungen, die aufeinandertreffen. Nur - wenn das untersagt werden soll, bin ich
der Meinung, dass sich das miteinander nicht vertragt” (Befragter aus Erfurt). ,Dann
wird es riesengrof3en Terror geben”, meint eine andere aus Mannheim.

6.3 Ausleben oder Ausnutzen

Angesichts der einhelligen Zustimmung zur Religionsfreiheit und der dramatischen
Bedeutung, die ihr zugeschrieben wird, ware eine ebenso breite Zustimmung fur die
Ausubung der Religion zu erwarten. Doch hier zeigt sich ein sehr gemischtes Bild. Es
ist die Haltung zum Islam, die das Meinungsbild pragt.

Wie alle Freiheiten soll auch die Religionsfreiheit nach verbreiteter Meinung nicht
unbeschrankt gelten. Andere nicht zu beeintrachtigen oder zu schadigen, ist die
allgemeinste Grenze, die etwa ein Viertel derer anfihrt, die sich mit dem Thema
beschaftigen. ,Wobei ich auch da immer wieder sagen muss, alles ist so weit gut,
solange es andere nicht einschrankt.” (Befragte aus Hannover). Dies bezieht sich ins-
besondere auf andere Religionen: ,Wichtig ist dabei, dass man alle anderen Arten von
Religion genauso respektiert wie seine eigene” (Befragter aus Bochum).

Genau diese Einschrankung anderer ist aber fiir Viele das Problem bei der Religionsfrei-
heit. Religionsfreiheit wird vielfach nicht unter der Frage einer illegitimen Beschrankung
durch den Staat thematisiert, sondern die Menschen beschaftigt eine Form der Religions-
ausUbung, von der sie sich eingeschrankt oder gar bedroht fuhlen. Religidse Intoleranz
und Radikalitat wird vielfach als Grenze der Religionsfreiheit betrachtet, die der Staat zie-
hen soll und muss. ,Solange man keine Radikalitat halt in der Religion auslebt und ande-
ren Menschen schadet oder diskriminiert oder Minderheiten unterdrickt, ist es wirklich
vollkommen in Ordnung, seine Religion frei ausleben zu kénnen” (Befragter aus Berlin).
»Das Problem ist immer das Extreme”, meint ein Befragter aus Rostock.



Das lebendige Grundgesetz

Das Thema Extremismus treibt die Menschen um. Wahrend ein Teil Angst oder
Ablehnung des Islam darlegt, duBern sich andere in die entgegengesetzte Richtung.
So erklart ein Befragter aus Leipzig: ,Ich glaube, dass extreme Religionen nicht zu
extrem sind, dass sie fUr andere Religionen gefahrlich sind. Wir sind aus der Zeit raus,
wo im Namen der Kirche oder im Namen des Glaubens dort irgendwo grol3 Kriege
gefuhrt wurden.” Mit dieser Begrindung setzt er sich konsequent fur die Religions-
freiheit ein. Ein Befragter aus DUsseldorf wendet sich explizit gegen zu weitreichende
Kritik am Islam: ,,Es kommt drauf an, was sie einschranken wirden wollen. Wenn

es jetzt ganz klar drum geht, wir wollen den Islam nicht mehr zur freien Religion in
Deutschland erklaren, dann wiirde ich das schon flr einen starken Tobak halten. Weil,
die Mehrzahl, die zum Islam tendieren, sind vernunftige Leute, und es ist nur ein ganz
geringer Teil, der da auRen vorstof3t und das missbraucht.”

Etwa ein Drittel der Befragten, die Uber Religionsfreiheit sprechen, nennen die Orien-
tierung an deutschen Normen und der deutschen Kultur als Einschrankung. ,.Es wird
uns ja leider immer mehr genommen. Das ist das Traurige. Ich finde es so, in Bay-
ern hangt ein Kruzifix. Das muss ich akzeptieren. Ich brauche es nicht, ich akzeptiere.
Wenn ich aber dagegen vorgehe und sage, ich mochte, dass da Ataturk hinkommt als
Beispiel, mir fallt nichts anderes ein, oder das Kreuz muss weg. Dann finde ich das
nicht mehr, ist es keine Religionsfreiheit mehr. Dann ist es ein Aufweichen” (Befragter
aus Hamburg). Ein Befragter aus Bochum wagt dagegen nachdenklich ab: ,Weil jeder
seine andere Kultur hat, seine Wurzeln, die kann er nicht so einfach ablegen, weil er
jetzt wohin gezogen ist, freiwillig oder durch Flucht. Aber man sollte sich schon in dem
Land, wo man ankommt, ein bisschen den allgemein dort gultigen gesellschaftlichen
Formen anpassen.” So bleibt er am Ende unentschieden zwischen Anpassung und
Treue zu den kulturellen Wurzeln.

Die Grenzen der Religionsfreiheit beschaftigen die Befragten intensiv. Dabei ringen
mehrere mit der Forderung nach Religionsfreiheit und den Einschrankungen, die sie
wiederum fordern, ohne fir sich selbst klare Kriterien formulieren zu kénnen. ,Merke
ich schon selber, dass ich mir eigentlich widersprechen muss, es kommt drauf an”,
beschreibt ein Befragter aus Frankfurt/M. sein Ringen mit sich selbst. Eine Befragte aus
Hamburg wirft ein: ,Die Fragen sind echt schwierig.”

Das Ringen um das richtige Mal3 zwischen Einschrankung und Freiheit, zwischen Aus-
leben und unangemessenem Ausnutzen der Religionsfreiheit setzt sich bei der Dis-
kussion der Grenzfalle fort. Mit zwei konkreten Entscheidungen wurden die Befragten
konfrontiert. Zum einen sollten sie sich aufRern, ob ihrer Ansicht nach einer Lehrerin
erlaubt sein soll, in einer Grundschule mit Kopftuch zu unterrichten. Zum anderen ging
es um die Frage, ob ein durch Lautsprecher verstarkter Ruf des Muezzins in Deutsch-
land gestattet sein soll.

Die Einschatzungen zum Tragen eines Kopftuchs im Schulunterricht halten sich
weitgehend die Waage. Ein Kopftuchverbot fordern genauso viele Befragte wie die
Zulassung des Kopftuchs. Die meisten kommen bei ihren Uberlegungen zu einer klaren
Meinung, doch einige kénnen sich kaum fiir eine Position entscheiden. ,Das ist eine
sehr gute Frage. Das ist bei so vielen Sachen eine Ermessenssache. (...) Es ist genauso,
wenn der Arbeitgeber dir vorgibt, du musst eine bestimmte Arbeitskleidung tragen,
dann musst du die Arbeitskleidung tragen”, meint ein Befragter aus Dresden, flgt
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dann aber an: ,Auf der anderen Seite ist es eine freie Entscheidung. Wenn das Kopf-
tuch zur Religion gehort.” Am Ende entscheidet er sich eher fir das Recht, ein Kopftuch
zu tragen.

Ein Befragter aus Leipzig geht argumentativ den umgekehrten Weg. ,Das ist sicherlich
ein Eingriff in die Religionsfreiheit’, meint er, Uberlegt dann aber weiter: ,Das Problem
ist, dass die Neutralitat nicht gewahrt ist, den Kindern gegenuber.” So kommt er am
Ende zu dem Schluss, dass er sowohl ein Verbot eines Kopftuchs fir richtig halt als auch
ein Verbot von einem Kreuz an der Wand. Eine Befragte aus Saarbrucken kann sich in
der Frage Uberhaupt nicht entscheiden und delegiert die Frage an den Gesetzgeber:
.Wenn sie [die Lehrerin] eingeschrénkt werden wirde, ware es fur mich in Ordnung.
Wenn sie nicht eingeschrankt wird, ist es auch in Ordnung.”

Die Argumente sowohl fur als auch gegen die Erlaubnis fir eine Lehrerin, im Unterricht
ein Kopftuch zu tragen, sind vielfaltig. Unter jenen, die ein Verbot des Kopftuchs fur rich-
tig halten, bestreitet knapp die Halfte einen negativen Einfluss der Lehrerin durch das
Kopftuch. ,Warum sollte mich die Frau mit dem Kopftuch negativ beeinflussen?”, fragt
ein Leipziger. Und ein Befragter aus Berlin sieht auch eine positive Seite, wenn die Kinder
mit der religidsen Vielfalt in Kontakt kommen: ,Ich finde es wichtig, dass Leute auch ver-
schiedene Ideen oder Vorstellungen davon bekommen, was es an Religionen gibt.”

Das zweite verbreitete Argument fUr die Toleranz gegenlber einem Kopftuch bei Leh-
rerinnen ist der Vergleich mit Symbolen anderer Religionen. ,Friher hing ja auch fastin
vielen Zimmern so ein komisches Kreuz an der Wand", kommentiert ein Befragter aus
Mannheim. Eine Befragte aus Saarbrucken pocht ebenfalls auf Gleichbehandlung der
Religionen: ,Warum muss ich jetzt einem Juden, einem Moslem vorne ein Kreuz hin-
hangen? (...) Aber wenn vorne eine Lehrerin mit Kopftuch ist, ist da ein Riesenterror.
Und da denke ich, sollte doch Gleichberechtigung sein.”

Seltener sind Argumente flr eine grundsatzlich liberale Haltung ohne weitere Begrin-
dung. ,Wenn es gute Lehrerinnen sind, die meinen Kindern was beibringen kénnen
und fir meine Kinder da sind, warum sollten sie dann kein Kopftuch tragen durfen”,
erklart eine Befragte aus Bochum. Andere sehen in der Kopftuchfrage eine rein private
Angelegenheit und lehnen eine staatliche Einmischung entsprechend ab. ,Es ist ihre
Sache, ihr Leben, ihre Entscheidung” (Befragte aus Dusseldorf).

Auch die Pladoyers fur ein Kopftuchverbot bei Grundschullehrerinnen werden mit
unterschiedlichen Argumenten begrundet. Die Halfte der Befragten mit dieser Mei-
nung bezieht sich auf das Neutralitatsgebot in der Schule. ,Grundsatzlich: Keine religio-
sen Symbole”, meint eine Befragte aus Hamburg und lehnt deshalb auch ein Kreuz in
der Schule ab. Ein Befragter aus Leipzig sieht es ahnlich: ,Ich glaube, dass eine Schule
oder eine Lehranstalt, auch Berufsausbildung, wo Menschen unterrichtet werden,
sollten religiose Symbole in jeder Form - auch das Kreuz Uber dem Eingang, finde ich
unpassend.”

Ein ebenso verbreitetes Argument ist die Forderung nach kultureller Anpassung. ,Es
passt nicht in unseren Bereich, in unsere Kultur”, argumentiert ein Befragter aus Biele-
feld. Eine andere aus Erfurt sagt: ,Die wollen hier leben, dann mussen die sich auch nach
uns richten.” ,Das kann ich nur mit der Tradition begriinden” (Befragter aus Rostock).
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Die negative Pragung der Kinder ist ein Argument, das ebenfalls mehrfach angefiihrt
wird. Dies wird von manchen ganz selbstverstandlich und allgemein unterstellt: ,Weil
das Indoktrination ist” (Befragter aus Hannover). ,Das ist eine Voreingenommenheit”,
findet eine Befragte aus Berlin. Eine Befragte aus Hamburg fordert, auch die Freiheits-
rechte der Schuler anzuerkennen: ,Aber auch Schuler haben ein Recht darauf, einer
anderen Religion anzugehoren oder nicht ihren Glauben oder Uberhaupt gar keiner
Religion anzugehoren. (...) Auch da gilt es, die Rechte der Schiler zu schitzen.” Einzelne
argumentieren bei der negativen Pragung konkret bezogen auf das Kopftuch. ,Fir mich
ist das eher zur Unterdrtckung der Frau” (Befragter aus Erfurt).

Das zweite Beispiel, der per Lautsprecher verstarkte Ruf des Muezzin, wird haufiger
abgelehnt. Uber die Halfte der Befragten ist gegen eine Zulassung des Muezzin-Rufes
und hat dabei sehr oft eine kategorische Haltung. ,Ich sehe es da auch komplett so”
(Befragte aus Hamburg).

Die haufigste Begrundung fur eine ablehnende Haltung ist der Bezug zur deutschen
Kultur. ,Wir sind hier in Deutschland, und wir sind ein christliches Land, und da gehort
kein Muezzin oder wie der heil3t hin”, argumentiert ein Befragter aus Frankfurt/M. ,Ich
finde einfach, wenn es ein muslimisches Land oder eine muslimische Stadt ist, ist es in
Ordnung. Das ist halt so. Wenn man da hinfahrt, in dieses Land, das ist seit Jahren so.
Die sind muslimisch und glauben und beten usw. Aber in Deutschland ist es seit Jahren,
seit Jahrzehnten nicht der Fall” (Befragte aus DUsseldorf).

Die Larmbelastigung fUhren viele als weiteres Argument an. ,Vielleicht schon zu hau-
fig zu laut. Manche kénnen einfach auch den Gesang, der sehr monoton ist, nicht
ertragen” (Befragter aus Bochum). Ein Befragter aus Dusseldorf meint: ,Und dann frage
ich mich: Warum mussen die das machen? (...) Ich finde es eine Gerduschbelastigung.
Nur Gerauschbelastigung, ja.” Fir einen Befragten aus Hannover ist es eine asthetische
Frage: ,Absolut indiskutabel. Geht gar nicht, nein. (...) Ganz ehrlich, mich macht die tar-
kische Musik, dieses Yallah-Yallah, diese Eiermusik total aggressiv, die macht mich total
wahnsinnig.”

Deutlich seltener reklamieren die Befragten durch den Ruf eines Muezzins eine reli-
gibse Beeintrachtigung. ,Es gilt auch da der Grundsatz, dass auch andere Menschen mit
ihren religiésen Vorstellungen zu respektieren sind und dass der Ruf vom Muezzin sie
dadurch einschranken wurde” (Befragte aus Hamburg).

Knapp die Halfte der Befragten nennt auch Argumente, die fir eine Zulassung des
Muezzin-Rufes sprechen. Dabei Uberzeugt die meisten von ihnen der Vergleich mit den
Kirchenglocken. ,Ich hdre auch die katholischen und die evangelischen Kirchenglocken
l[auten. Das ist auch sozusagen der Ruf am Sonntag: Kommt alle in die Kirche. Das ist
vergleichbar” (Befragte aus Hannover). Ein anderer aus Rostock sieht es ahnlich: ,Wir
wohnen direkt gegenlber von einer Kirche. (...) Ist auch eine Religion. Ich bin sowieso
nicht religids, fir mich macht das keinen Unterschied.”

Seltener sehen die Befragten den Ruf des Muezzins als Beeintrachtigung, die aber
akzeptabel sei. ,Das ist einmal die Woche. Das muss man schon verkraften kénnen®,
meint eine Befragte aus Mannheim. Ahnlich selten wird die Offenheit fiir den Ruf eines
Muezzins mit genereller Toleranz gegenlber Religionen und dem Wandel in der Gesell-
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schaft begriindet. Ein Befragter aus Berlin sieht es so: ,Ich finde, die haben genauso das
Recht, ihre Religion auszulben. Ich finde, das macht keinen Unterschied, ob Deutsch-
land jetzt eigentlich christlich gepragt ist oder nicht. Die Leute wohnen hier und leben
unter deutschem Recht. Deswegen sollten sie das Recht dazu haben.”

6.4 Religionsfreiheit in Deutschland

Die Religionsfreiheit in Deutschland bekommt bei den Befragten ausgesprochen gute
Noten. Durchweg ist die Meinung, es gabe keine staatliche Einschrankung der Religions-
freiheit. ,Momentan ist es so, sofern ich nicht gegen das Allgemeinwohl der Gesellschaft
handele, darf ich frei meinen Glauben austiben und auch Religion frei praktizieren”
(Befragter aus Bochum). ,Also: keine Einschrankungen” (Befragte aus Stuttgart). Auch
im Vergleich mit anderen Landern haben die Befragten eine sehr positive Einschatzung
zu Deutschland: ,Ich denke, in Deutschland ist das eigentlich am besten gewahrleistet.
Ich glaube, hier hat jeder seine Freiheit, die er haben mochte” (Befragte aus Berlin).

6.5 Unstrittig strittig

Die Zustimmung zur Religionsfreiheit ist sehr grol3. Die Befragten sind auch Gber-
zeugt, dass in Deutschland die Religionsfreiheit gegeben ist. Jeder kann seine Religion
ungehindert austben. Die Situation ist nach Einschatzung der Befragten ausgesprochen
positiv.

Trotz dieser positiven Sicht ist der Umgang mit Religion allerdings hoch kontrovers.
Dabei geht es nicht um Religion insgesamt, sondern um den Islam. Uber den Umgang
mit Islam, mit muslimischen Riten gehen die Meinungen weit auseinander. Gerade die
Diskussion um den Ruf des Muezzins zeigt nicht nur, wie unterschiedlich die Ansichten
sind, sondern vor allem wie entschieden vielfach die eine oder die andere Position ver-
fochten wird. An der Umsetzung der Religionsfreiheit schliel3en Fragen der kulturellen
Identitat unmittelbar an. Das macht dieses Grundrecht - trotz der groRen Zustimmung -
zu einem ausgesprochen umstrittenen Grundrecht.



Recht auf freie Freizeitgestaltung
und Reisefreiheit - die selbstver-
standlichen Grundrechte

Das Recht auf freie Freizeitgestaltung und die Reisefreiheit sind nur indirekt im Grund-
gesetz verankert. Beide leiten sich aus dem Recht auf freie Entfaltung der Persdnlichkeit
(Grundgesetz Artikel 2) ab.

Hinzu kommen noch jeweils Bestimmungen, die den Freiraum spezifischer definie-

ren. So ist flr das Recht auf freie Gestaltung der Freizeit das Verbot von Zwangsarbeit
(Grundgesetz Artikel 12) relevant. Allerdings erlaubt das Grundgesetz die Heranziehung
zu einer fur alle gleichen, 6ffentlichen Dienstpflicht.

In Artikel 11 garantiert das Grundgesetz die Freizligigkeit, allerdings beschrankt sich
diese Freizlgigkeit auf das Bundesgebiet. Jenseits des Staatsgebietes kann der Staat
keine Freizlgigkeit garantieren, hangt dies doch von der Akzeptanz durch das Zielland
ab. Relevant ist fur die Reisefreiheit allerdings auch Artikel 16, der den dauerhaften
Erhalt der Staatsbirgerschaft garantiert. Gemeinsam mit dem Recht auf einen Reise-
pass, den das Passgesetz garantiert, ergibt sich die Moéglichkeit zum freien Reisen.

Allerdings hat die Reisefreiheit fur Deutschland eine besondere historische Bedeutung.
Die SchlieBung der Grenzen fur die Burgerinnen und Burger der DDR, besonders sicht-
bar durch die Berliner Mauer und die hermetisch geschlossene Grenze zwischen den
beiden deutschen Staaten, trug wesentlich zur Unzufriedenheit der Menschen bei.
Neben freien Wahlen war Reisefreiheit eine prominente Forderung der Oppositions-
bewegung der DDR. Auch diese historische Bedeutung macht die Betrachtung der
Ansichten zur Reisefreiheit interessant.

7.1 Die nachgeordneten Grundrechte

Sowohl Reisefreiheit als auch das Recht auf freie Freizeitgestaltung sind fur die Befrag-
ten keine grof3en Themen. Im Gegensatz zu den anderen Themen haben die meisten
Befragten hier keinen groRen Redebedarf. Beide Rechte werden von den Befragten hoch
geschatzt. ,Das ist mir sehr wichtig”, kommentiert ein Befragter aus Erfurt das Recht auf
freie Freizeitgestaltung. Eine Befragte aus Bielefeld meint ebenfalls Uber die freie Freizeit-
gestaltung: ,Es ist schon ein groBer Vorteil, dass man das machen kann, dass man seine
Freizeit so ausleben kann, wie man das wtinscht.” Ein Befragter aus Hannover sagt zur
Reisefreiheit: ,Jawohl, ganz wichtig.” In Stuttgart macht eine Befragte dazu gleich deutlich,
warum grofRe Diskussionen daruber nicht nétig sind: ,Schon wichtig, aber ich kann es mir
gar nicht anders vorstellen.”

7.2 Selbstverwirklichung als Demokratiestutze

Reisefreiheit und das Recht auf freie Gestaltung der Freizeit sind aus Sicht der Befragten
in erster Linie Rechte, um sich selbst zu verwirklichen. Die freie Entfaltung der Persdn-
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lichkeit, wie es das Grundgesetz formuliert, steht im Vordergrund. ,Ich muss doch
machen kdénnen, was ich will. Wer sollte mich einschranken? (...) Das ist absolut wichtig”
(Befragter aus Leipzig). Eine Befragte aus Hamburg meint zur Reisefreiheit: ,Es ist meine
personliche Freiheit, die ich auch selber gestalten mochte.” Ganz ahnlich beschreibt

ein Rostocker die Bedeutung des Rechts, die Freizeit ohne Einschrankung gestalten zu
durfen: ,Also jeder soll sich personlich sein Ding machen kénnen, entfalten kdnnen. Ist
wichtig fur die Zufriedenheit.”

Einen Bezug zur Demokratie sehen einige nicht. ,Das ist ja privat, was man letztendlich
macht. Mit Unternehmungen und mit Demokratie hat das nichts zu tun” (Befragter aus
Mannheim). Andere machen dagegen diese Verbindung durchaus auf. lhnen geht es um
eine mittelbare Bedeutung fur die Demokratie, weil Freiheit und personliche Entfaltung
als elementare Bestandteile der Demokratie verstanden werden. ,Wenn das nicht so
ware, dass ich in meiner Freizeit tun und lassen kdnnte, was ich wollte, dann hatten wir
ja irgendwie einen kontrollierenden Staat” (Befragter aus Dusseldorf). Einige stellen den
Bezug zur DDR her, gerade bei der Reisefreiheit. So antwortet eine Befragte aus Dresden
auf die Frage nach dem Bezug von Reisefreiheit und Demokratie durchaus emotional:
+Es gehort zur Demokratie. Weil wir es friher nicht durften, das war gemein.”

Neben Selbstverwirklichung und Freiheit fiUhren Einzelne noch ein Argument an, dass
auf die Legitimitat des politischen Systems und damit seine Stabilitat abstellt. So sei die
personliche Freiheit und Selbstentfaltung Bedingung flr die Zufriedenheit der Men-
schen. ,Sobald man sich selbst eingeschrankt fuhlt in seiner Entfaltung und dem, was
man tut und vielleicht auch sagen darf, wird man unzufrieden. Dann wiegelt der eine
den anderen auf, so schaukelt sich das hoch und irgendwann wendet sich die Gesell-
schaft gegen die Politiker” (Befragte aus Erfurt).

7.3 Die selbstverstandliche Grenze der Selbstverwirklichung

Die Grenzen der freien Freizeitgestaltung sind fir die Befragten so offenkundig, dass sie
oft spontan auf diese Beschrankungen eingehen. ,Eigentlich ist die Regelung ganz ein-
fach: Sofern ich niemand anders damit belastige oder gefahrde, sollte man Freizeitaus-
Ubung frei gestalten durfen”, erklart ein Befragter aus Bochum zu diesem Recht. Eine
Befragte aus Erfurt sieht es genauso: ,Sofern man andere nicht da stort oder belastigt.”
Andere Kommentare gehen in die gleiche Richtung: ,Sofern ich weder jemand anderen,
noch den Staat, noch die Stadt, noch eine &ffentliche Einrichtung schadige” (Befragter
aus Frankfurt/M.).

Etwas seltener wird ein weiterer Aspekt angefuhrt, namlich die Legalitat. ,Solange ich

in meiner Freizeit Dinge tue, die nicht gegen das Gesetz gehen, ist alles erlaubt”, erklart
eine Befragte aus Bielefeld und halt damit das Thema fuir erledigt. ,Wenn ich mich an
Gesetze halte, mdchte ich auch die Moéglichkeit haben, in meiner Freizeit machen kén-
nen, was ich will. Die Freiheit mochte ich” (Befragter aus Leipzig). ,Es gibt in jeder Gesell-
schaft Spielregeln, an die man sich halten muss, und das gilt eben fur alle Bereiche”
(Befragte aus Erfurt).
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Den Befragten ist vollkommen selbstverstandlich, dass Selbstverwirklichung auf andere
Racksicht nehmen muss. So selbstverstandlich wie die Rechte selbst, sind auch die
Grenzen. Weil dieser Aspekt fur die Reisefreiheit keine erkennbare Rolle spielt, fallt den
Befragten zu Grenzen der Reisefreiheit auch nichts ein.

7.4 Reisefreiheit und freie Freizeitgestaltung in Deutschland

Sowohl die Reisefreiheit als auch die freie Freizeitgestaltung sehen die Befragten in
Deutschland umfassend umgesetzt. Zur Frage, wie die Freiheit der Freizeitgestaltung
in Deutschland gestaltet sei, kommt beispielsweise die knappe Antwort , Optimal”
(Befragte aus Erfurt), und ein Befragter aus Dusseldorf meint: ,Das ist moglich, klar.
Im Rahmen des Gesetzes, muss ich befolgen, naturlich. Aber alles, was da ist, ich kann,
weild ich nicht, ich kann Tennis spielen gehen, ich kann in den Urlaub fahren, ich kann
Boot fahren gehen, kann den ganzen Tag im Bett liegen bleiben.”

Zu einem Vergleich mit anderen Landern haben die Befragten kaum Ideen, vermuten
aber, dass die Lage in Deutschland wohl gut sei. Zur Freiheit der Freizeitgestaltung
meint eine Befragte aus Dusseldorf: ,Ich denke, dass wir in Deutschland da schon ganz
gut gestellt sind.” Und zur Reisefreiheit meint ein Befragter aus Hannover: ,Gut. Wir wis-
sen gar nicht, wie gut es uns geht.”

7.5 Beschrankungen der Selbstverwirklichung in der Diskussion

Um die Reisefreiheit zu diskutieren, sollten die Befragten einschatzen, ob einem Hooligan
die Reise zur damals anstehenden Weltmeisterschaft in Russland verboten werden durfe.

Ein kleinerer Teil der Befragten, die dieses Thema diskutieren, spricht sich rundheraus
gegen eine Beschrankung aus. ,,Deshalb kann man sie nicht in der Art und Weise ein-
schranken. Nein, auf gar keinen Fall” (Befragte aus Hannover). Argumentiert wird dabei
mit der Unsicherheit, ob es Uberhaupt zu Gewalt kommen wird, und der Rechtssicher-
heit, die praventive, weitgehende Eingriffe nicht gestattet. ,Wer sagt mir denn: Dass die
dort straffallig werden. Wei3 man nicht” (Befragte aus Dresden).

Einige legen sich fest auf ein Reiseverbot fur Hooligans. ,Es ist ein gerechtfertigter Ein-
griff in die Reisefreiheit. Aber es ist gerecht, weil sie Krawalle machen. (...) Das ware
gerechtfertigt, die Reisefreiheit einzuschranken” (Befragte aus Hannover). Die grund-
satzliche Ablehnung von Gewalt und die besondere Wertschatzung 6ffentlicher Ord-
nung fuhren diese Befragten zu ihrem Urteil, die Beschrankung der Reisefreiheit sei

in diesem Fall angemessen: ,Dann halte ich das fur gerechtfertigt, weil ich das Gut der
offentlichen Sicherheit héher stelle als die Hooligans in ihrer Bewegungsfreiheit, weil
die das ja bewusst machen” (Befragter aus Dresden). Das eigene Verschulden, aufgrund
eigener friherer Taten so eingeschrankt zu werden, ist fir diese Befragten ein wichtiges
Argument: ,Selber schuld, ja” (Befragte aus Stuttgart).

Andere legen sich in ihrer Entscheidung nicht fest. Fir sie sind wesentliche Fragen
unklar. Sie wollen eine Beschrankung der Reisefreiheit abhangig machen von der
Schwere und Haufigkeit friherer Gewalttaten und wie lange diese zurlckliegen. Eine
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Stuttgarterin grenzt ihre Bereitschaft zum Reiseverbot entsprechend ein: ,Ich finde,

das kommt ein bisschen auf die Straftat an, was sie gemacht haben. Wenn das so eine
Bagatelle ist, dann naturlich nicht. Oder die halt mehrfach in Erscheinung treten. Es gibt
ja welche, die fallen hier bei jedem Spiel auf. Und andere ein oder zweimal, und da finde
ich es nicht so schlimm.” Ein Befragter aus Mannheim macht sich dhnliche Gedanken:
»Gut, wenn er eine StralRenlampe kaputtgemacht hat, ist es nicht unbedingt, dass man
ihn nicht ausreisen lasst, drei Jahre spater. Nattirlich, wenn er Autos angesteckt hat,
Polizisten angegriffen, Menschen verschlagen, das ist ein anderes (...) Thema.”

Bei der Abwagung steht auf der einen Seite die generelle Rechtssicherheit und die
Ablehnung von Praventivmalinahmen. Auf der anderen Seite pragt die Ablehnung
von Gewalt die Einstellung der Befragten, wie es schon bei den Uberlegungen zur
Demonstrationsfreiheit deutlich wurde. Die Befragten sind aber durchaus bereit, die
Reisefreiheit zugunsten anderer Ziele einzuschranken.

Um die Grenzen des Rechts auf freie Freizeitgestaltung auszuloten, sollten die Befragten
Uberlegen, ob eine Verpflichtung zu finf Stunden ehrenamtlicher Tatigkeit im Monat
legitim sei. Die Halfte der zu diesem Thema Befragten lehnt eine solche Pflicht ab. Das
wichtigste Argument ist dabei eine grundsatzliche Ablehnung von solch einem staat-
lichen Zwang. ,Weil ich mir von niemandem sagen lassen will, was ich zu tun und zu las-
sen habe” (Befragter aus Mannheim). ,Ich kame mir da gegangelt vor”, meint dazu eine
Befragte aus Dusseldorf, und eine Befragte aus Bielefeld schliel3t sich dieser Meinung
an: ,Der Staat gibt schon reichlich vor, was mir nicht unbedingt passt und wenn der
Staat so was Hirnrissiges verlangen wurde, nein, wirde ich mich vehement weigern.”
Ein Befragter aus Rostock fuhlt sich an die Zeiten der DDR erinnert: ,Das wurde ich echt
schlimm finden. (...) Weil mir personlich vorgeschrieben wird, wie Sie sagen, was ich in
meiner Freizeit zu machen habe, dass ich bestimmte Sachen machen muss. Ich finde
das ganz schlimm, wenn ich an die DDR denke, was meine Mutter mir erzahlt oder so.”

Eine Variante dieses Arguments lehnt nicht Zwang per se ab, zweifelt aber an der
Motivation der Verpflichteten. ,Durch Zwang funktioniert es nicht”, argumentiert eine
Befragte aus Erfurt und erlautert dann: ,Es gibt sicher auch Menschen, die es nicht
gerne machen, weil sie mit Menschen nicht klarkommen, und den Umstehenden ist
dann nicht geholfen, wenn es mit Zwang durchgefuhrt wird und der Staat sagt: Du
musst es aber machen.”

Einige argumentieren auch mit der mangelnden Qualifikation von Ehrenamtlichen.
~Was wir da brauchten, ist ja (...) qualifiziertes Personal und Hilfskrafte, die verninftig
angeleitet werden und nicht irgendwelche Teilzeitarbeiter, die aus Pflicht irgendwelche
Dienste verrichten sollen, fur die sie gar nicht fachlich qualifiziert und einsetzbar sind”
(Befragter aus Bochum).

Eine Minderheit halt eine solche Verpflichtung zu ehrenamtlicher Arbeit fur vertret-

bar. Solidaritat, vor allen Dingen in besonderen Situationen, wird als Argument fur
einen solchen Dienst angefuhrt. ,Weil Gesellschaft eben auch ein Zusammenleben und
Zusammenspiel von verschiedenen Menschen ist und nicht nur jeder fur sich individua-
listisch da vor sich her tappt. Und insofern irgendwie schon nachvollziehen kénnte, zu
sagen: Ja, wir verpflichten alle dafir” (Befragter aus Mannheim).
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Andere sehen in dem Erlebnis ehrenamtlicher Tatigkeit eine positive, pragende
Erfahrung. ,Das schweil3t ja zusammen, das tut einen halt, wie soll ich sagen, voran-
bringen im Leben. Das ist fur sich personlich, jeder hat da eine andere Ansicht, aber
meine Ansicht ist eben, dass das halt schon wichtig ist fir den Menschen, dass er das
mal mitgemacht hat” (Befragter aus Mannheim). FUr einen anderen Befragten aus
Bochum war der Ersatzdienst eine positive Erfahrung: ,Ich war wehrpflichtig und habe
mich fUr den Ersatzdienst entschieden, und es hat nicht geschadet. (...) Ich finde es
nicht schlimm, weil junge Menschen dann Zeit haben, sich zu orientieren.”

7.6 Freiheiten zur Selbstverwirklichung

Die Reisefreiheit und die freie Gestaltung der eigenen Zeit sind im Grundgesetz mit

dem Recht auf freie Entfaltung der Personlichkeit erfasst. Hinzu kommt der Schutz vor
Zwangsarbeit, der allerdings allgemeine Dienstpflichten nicht ausschlie8t, und das Recht
auf Freiztigigkeit und Erhalt der Staatsbirgerschaft. Reisefreiheit und das Recht auf freie
Gestaltung der Freizeit sind daher als abgeleitete Rechte im Grundgesetz verburgt.

In einer Gesellschaft, in der Selbstverwirklichung eine grof3e Rolle spielt (Reckwitz 2017),
hatte eine Uberragende Bedeutung dieser Rechte nicht weiter verwundern drfen.
Doch stattdessen gibt es keine besondere Betonung gerade dieser Rechte, eher im
Gegenteil. Reisefreiheit und Freiheit der Freizeitgestaltung gelten als wichtig, aber eben
als wichtig neben, zum Teil auch nach anderen Grundrechten.

Grenzen dieser Grundrechte ergeben sich zunachst wie selbstverstandlich aus der
Rucksicht auf andere. Die Diskussion von Grenzfallen zeigt noch weitere mogliche
Grenzziehungen auf. Wenn Gewalt im Spiel ist, wie bei dem Beispiel der Hooligans,
erscheint einem Teil der Befragten eine Beschrankung durchaus als angemessen. Bei
der Dienstpflicht sind die meisten dagegen klar ablehnend oder zumindest sehr zéger-
lich, wobei mogliche Vorteile einer solchen Dienstpflicht auch von Befragten gesehen
werden, die sich insgesamt fur eine klare Ablehnung entscheiden.

Neben der unkontroversen Zustimmung fallt auf, wie wenig die Befragten zu beiden
Rechten zu sagen haben. Wurden Pressefreiheit oder Religionsfreiheit spontan an Bei-
spielen ausgefuhrt, ist die Reaktion auf die Freiheit der Freizeitgestaltung und die Reise-
freiheit verhalten. Die Ursache diirfte vor allem die grof3e Selbstverstandlichkeit sein,
mit der diese Rechte gelebt werden. Die Menschen sehen sich hier weder eingeschrankt
noch erkennen sie mogliche zuklnftige Einschrankungen. Es sind in hohem Mal3e
selbstverstandliche Grundrechte.
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Freie Verfugung Uber Eigentum -
das leistungsgerechte Grundrecht

Das Grundgesetz schutzt das Eigentum in Artikel 14. ,Das Eigentum und das Erb-

recht werden gewahrleistet”, hei3t es dort. So darf jede und jeder sein Eigentum nach
Belieben einsetzen. Dabei ist bereits im Grundgesetz das Eigentum in den Kontext des
Allgemeinwohls gestellt, denn in Artikel 14, Absatz 2, wird die Verpflichtung durch Eigen-
tum festgehalten und seinen Gebrauch nicht nur am Eigeninteresse, sondern auch am
Wohle der Allgemeinheit zu orientieren. Zusatzlich erlaubt Artikel 14, Absatz 3, eine Ent-
eignung zugunsten der Allgemeinheit bei Entschadigung der Eigentimer. Der Schutz
des Eigentums stellt eine Verbindung zur Marktwirtschaft her. Es ist die Grundlage, dass
Leistung materiell belohnt wird.

8.1 Offensichtliche Wichtigkeit des Eigentumsrechts

Eigentum hat aus Sicht der Befragten eine grol3e Selbstverstandlichkeit, und der Schutz
des Eigentums ist eine ebenso selbstverstandliche Erwartung. Eine Befragte aus Biele-
feld antwortet auf die Frage, ob die freie Verflgung Uber das Eigentum wichtig sei:
~Sehr wichtig. Weil es mein Eigentum ist. Ich habe es aufgebaut.” Ein Berliner sagt zur
gleichen Frage: ,Wichtig ist es, weil es etwas ist, was mir gehort. Das ist naturlich etwas
Fundamentales.” Eigentum hat fur die Befragten einen hohen Eigenwert, und dessen
Schutz ist eine ebenso selbstverstandliche Erwartung an den Staat.

8.2 Demokratische Legitimitat durch Eigentumsschutz

Fur die Befragten ist Eigentum das Ergebnis ihrer Leistung, entsprechend empfin-

den sie es als illegitim und inakzeptabel, nicht dartiber verfigen zu kénnen. ,Weil ich
es erschaffen habe, und ich mdchte auch klaren, was mit dem passiert” (Befragte aus
Stuttgart). ,Weil man sich das hier erarbeitet hat, und dann wird einem von jeman-
dem was weggenommen, worauf man sehr lange hingearbeitet hat” (Befragter aus
Berlin). Diese Sichtweise ist in West- wie in Ostdeutschland gleichermal3en verbreitet.
Eine Befragte aus Dresden meint: ,Da habe ich mir noch nie Gedanken gemacht. Aber
was meines ist, ist meines. Das ist in anderen Landern auch so, oder?” Ein Befragter
aus Leipzig stellt den Bezug zur DDR her: ,Absolut wichtig. Da gibt es auch keine Ein-
schrankung, da wirde ich mir nicht reinfuchsen lassen. (...) Weil, das hat man ja vorher
in der DDR gehabt, dass (...) Kollektivierung[en] stattgefunden haben. (...) Da darf der
Staat sich nicht einmischen.” Die staatliche Ideologie der DDR, wonach Privateigentum
verwerflich und Gemeinschaftseigentum ein attraktives gesellschaftliches Ziel sei, hat
die Menschen nicht tGberzeugt.

Die freie Verfigung tber Eigentum ist vor allem ein Recht, das die eigene Freiheit

schutzt - so sehen es die Befragten. Eine Einschréankung der Verfligung Uber Eigentum
lehnt beispielsweise eine Befragte aus Erfurt ab: Ein Eingriff ,ist schon relativ schlimm,
weil es ist ein Eingriff in die Privatsphare. Es geht in den Schutz meines eigenen Eigen-
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tums. Es gehort mir, und es ware ein Angriff auf mich selbst.” Ein Befragter aus Berlin
sieht in der Beschrankung der Verfligung tber Eigentum eine ungerechtfertigte Bevor-
mundung: ,Ungefahr wahrscheinlich das Gefuhl, als man ganz klein war, und die Eltern
gesagt haben: Jetzt hast du genug Fernsehen gesehen.”

Zunachst ist der Schutz des Eigentums ein personliches Recht. Indirekt ergibt sich nach
Ansicht der Befragten aber auch eine Bedeutung fir die Demokratie, weil es fur die
Legitimitat des Systems wichtig ist. So meint ein Befragter aus Leipzig: ,Das ist wichtig
fur die Demokratie, selbstverstandlich. Das hat mit Freiheit zu tun. Wenn man mich in
meinen auch finanziellen Méglichkeiten einschranken wurde, dann verliere ich meine
Freiheit.” ,Wenn mir etwas weggenommen wird oder ich bevormundet werde, frage ich
mich: Warum leben wir in einer Demokratie?”, sagt eine Befragte aus Hamburg.

Einige vermuten, dass Widerstand und soziale Unruhen die Folge von Einschrankungen
der Verfiigung Uber Eigentum waren. ,Ich glaube, dass sich niemand, zumindest nicht
aus meinem Bekanntenkreis, Freundeskreis, das gefallen lassen wirde. Ich wurde es
mir auch nicht gefallen lassen, mir Dinge nehmen zu lassen, die ich mir erarbeitet habe,
die ich mir geleistet habe”, meint ein Befragter aus Rostock. Eine andere aus Erfurt sieht
das Potenzial fir soziale Unruhen in solchen Einschrankungen: ,Die Menschen waren
unzufriedener, denke ich, und wiirden vielleicht in Extreme abgleiten. (...) Das ist so ein
Zundstoff.” Ein Befragter aus Frankfurt/M. zieht die Oppositionsbewegung in der DDR
heran: ,Man hat ja in der DDR auch erlebt, dass das Volk irgendwann mal aufsteht.”

Einzelne argumentieren, Eigentum sei wichtig als Leistungsanreiz und damit Grundlage
far das Funktionieren der Wirtschaft. ,Die Auswirkungen waren, dass die Leute sich gar
nicht erst anstrengen, eigenes Eigentum aufzubauen, wenn sie sich dessen nicht sicher
sein kénnen. Ich denke, die Leute wirden weniger arbeiten” (Befragte aus Rostock).

Einige meinen auch, Eigentumsgarantie und Demokratie seien unverbunden. ,Das hat
eigentlich nichts mit Demokratie zu tun, dass mir das jemand wegnimmt. Demokratie ist
was anderes”, antwortet eine Befragte aus Erfurt auf die Frage nach einer Verbindung.
Eine Befragte aus Stuttgart meint dazu: ,Habe ich jetzt noch nie im Zusammenhang
gesehen, so wirklich.”

8.3 Das Ringen um die Grenze der Eigentumsverfiigung

Spontan nennt rund die Halfte der Befragten, die sich mit dem Recht auf freie Ver-
figung Uber Eigentum beschaftigen, Grenzen dieses Rechts. Am haufigsten beziehen
sie sich dabei auf die Beachtung geltender Gesetze. Eine Rostockerin pladiert grund-
satzlich fur die eigene Entscheidung beim Umgang mit Eigentum: ,Solange ich mich an
die Gesetze halte.”

Zusatzlich beziehen sich einzelne Befragte auf das Gemeinwohl und nehmen damit die
Formulierung aus dem Grundgesetz, Artikel 14, Absatz 2, auf, wonach der Gebrauch des
Eigentums dem Wohle der Allgemeinheit dienen solle. Ein Befragter aus Saarbricken
unterstutzt diese Einschrankung: ,Weil Eigentum verpflichtet. Die Diskussion haben

wir auch schon seit 100, 200 Jahren. (...) Das heilt, die verantwortliche Person hat

schon Verantwortung. Mehr gibt es dazu nicht zu sagen. Also auch gesetzlich.” ,Eigen-
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tum verpflichtet auch, und wer sich dann nicht dran halt, dann werden halt die Rechte
beschnitten”, erklart eine Befragte aus Erfurt, figt dann aber an: ,Es ist schwer festzu-
legen, wo man eine Grenze ziehen kann. Wie gesagt, ich mdchte diese Grenze nicht zie-
hen mussen.”

Ebenfalls eher selten kommen Grenzen, die sich auf Gerechtigkeit und die Verteilung
von Vermaogen beziehen. Dieses Argument findet sich in zwei Varianten. So gibt es
einerseits die Forderung, sehr Reiche starker zum Gemeinwohl heranzuziehen. So
erklart ein Befragter aus Leipzig: ,Es ist ja auch ein Eingriff, wenn ich Vermaogen, grol3e
Vermogen hoher besteuere, als kleine Vermdgen. Ist ja schon ein Eingriff des Staates in
meine personliche finanzielle Situation. Die finde ich wieder in Ordnung. Und es wirden
auch Leute, die viel Geld haben, ein grofl3es Vermdgen haben, die wird es nicht stéren,
wenn sie mehr Steuern bezahlen wirden.” Andererseits gibt es auch die Erwartung, fur
das eigene Auskommen etwas zu leisten. ,Ich habe auch driber nachgedacht, tber Dis-
kussionen den Hartz-IV-Empfangern Gelder zu kiirzen, wenn sie sich nicht vernunftig
bewerben oder engagiert zeigen. Das ware eigentlich auch so ein Eingriff ... (...) Das
finde ich gut. (...) Weil ich finde, in unserer Gesellschaft gibt es ganz schon Viele, die sich
auf diesem Polster ausruhen (...). Und um die einfach dann mal rauszuholen aus ihrer
gemutlichen Sofaecke, wirde ich das beflrworten, dass man da sagt: Gut, dann werden
euch einfach die Gelder gekurzt” (Befragte aus Dusseldorf).

Um die Grenzen der freien Verfligung Uber Eigentum naher auszuleuchten, sollten die
Befragten wiederum ein Beispiel diskutieren. Dabei geht es um die Frage, ob der Staat
legitimerweise die Vermietung einer Eigentumswohnung als Ferienwohnung, beispiels-
weise Uber ein Online-Portal, einschranken durfe. Von den Befragten, die dieses Beispiel
diskutierten, konnte sich ungefahr die Halfte nicht fir eine klare Position entscheiden und
bringt sowohl Argumente fir als auch Argumente gegen einen staatlichen Eingriff. Ein
Drittel dagegen stellt sich klar gegen einen staatlichen Eingriff. Mit einem Finftel ist der
Anteil von Befragten, die sich fur ein Verbot der temporaren Vermietung und damit fir
den staatlichen Eingriff in die Eigentumsverwendung ausspricht, recht klein.

Die grundsétzliche Uberzeugung, der Staat diirfe nicht in die Verwendung von Eigentum
eingreifen, ist das am haufigsten genannte Argument gegen die staatliche Reglementie-
rung. ,Das ist meine Wohnung, und ich kann mit meiner Wohnung machen, was ich will.
Da hat der Staat oder die Stadt Uberhaupt nichts zu sagen. Und wenn ich meine, wenn
ich vermiete, verdiene ich mehr Geld damit, darf ich das eben. Ich finde das richtig”
(Befragte aus Hannover). Ein Befragter aus Frankfurt/M. besitzt tatsachlich Wohnungen
und sieht es genauso: ,Ich habe die Wohnung gekauft und mochte damit dann auch

in meinem Rahmen das machen dirfen, was ich moéchte. Und wenn ich sie als Ferien-
wohnung vermiete, dann méchte ich das auch so, weil, in dem Moment, den Ertrag, den
ich erziele, setze ich ja auch irgendwo wieder um. (...) Ich méchte mit meinem Eigentum
eigentlich das noch machen kénnen, was ich mochte.” Eine andere Befragte aus Frank-
furt/M. erkennt durchaus die Problematik fir die anderen Mieter im Haus durch hau-
fige Wechsel in einer Ferienwohnung an, doch am Ende macht sie ihre Haltung an einer
Grundsatzentscheidung fest: ,Vom Grundsatz her ist es nicht in Ordnung, wenn irgend-
einer sagt: Du darfst das nicht.”

Ein weiteres, nicht haufig genanntes Argument stellt auf die Verursacher des
Wohnungsnotproblems ab. ,Weil ich denke, dass ich nicht fur die Wohnungsnot
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verantwortlich bin, sondern, dass da politische Strange seit Ewigkeiten an diesem
Dilemma riihren” (Befragte aus DUsseldorf). Eine Befragte aus Mannheim meint:
»Das hat mit der Immobilienbérse zu tun und den Leuten, die vermieten. Damit
[Umwandlung in Ferienwohnungen] hat es nichts zu tun.” Weil andere verantwort-
lich sind, meinen diese Befragten, ein staatlicher Eingriff sei nicht akzeptabel. ,Dann
wurde ich aber ausflippen®, stellt die eben zitierte Befragte aus Dusseldorf klar.

Unter den Befragten, die auch Argumente fir einen staatlichen Eingriff zur Einschran-
kung der kurzfristigen Vermietung anfihren, wird am haufigsten recht pauschal auf ein
Allgemeinwohl verwiesen. ,Wenn es wirklich schwerer wiegt, dass es der Allgemeinheit
gut geht, wirde ich auch ein bisschen ... wirde ich den Staat auch darutber verfugen
lassen” (Befragte aus Erfurt). Ein Befragter aus Hamburg zieht vor dem Hintergrund
des dortigen Wohnungsmarktes dhnliche Schlusse: ,Da ist die Abwagung zwischen ,Es
gibt zu wenig Wohnungen', und ,Es wird immer teurer, und andere verdienen sich eine
goldene Nase, weil sie vor funfzig Jahren mal von Papi die Eigentumswohnung in der
Schanze [zentrale Wohngegend in Hamburg] bekommen haben’, ist das Allgemeinwohl
eigentlich schon wichtiger.”

Einige konkretisieren die nach ihrer Ansicht bestehende Beeintrachtigung des Gemein-
wohls. Dabei geht es vor allem um die bestehende Wohnungsnot in groBen Stadten. ,In
so Grof3stadten, wo der Wohnraum knapp ist, wirde ich es schon verstehen” (Befragte
aus Berlin). Ein Befragter aus Frankfurt/M. sagt dazu: ,Die Wohnungsnot hier ist so grof3,
da wurde ich sie lieber vermieten.” Ein Verbot der Umwandlung in Ferienwohnungen ist
deshalb aus seiner Sicht eine richtige Malinahme. Eine Befragte aus Dusseldorf ist bei
der Frage nach einem Nutzungsverbot als Ferienwohnung hin- und hergerissen:

»Da hatte ich die letzten Wochen auch driber nachgedacht. Das sehe ich tatsach-
lich zweischneidig. Auf der einen Seite ist es nicht gut, so einen Eingriff in mein Eigen-
tum.” Angesichts der Wohnungsknappheit kommt sie aber dann doch zu einem ande-
ren Schluss: ,Auf der anderen Seite kann ich das aber schon auch nachvollziehen, die
Wohnungsnot in Deutschland und dass es wichtiger ist, die Wohnungen erst mal denen
zur Verfugung zu stellen, die sie wirklich brauchen, und nicht den Touristen. Ich glaube,
in dem Fall kdnnte ich den Eingriff nachvollziehen und wirde den auch fiir gutheiBen.”

Hinzu kommt fr Einige, dass es sich aus ihrer Sicht um eine nicht sehr gravierende Ein-
schrankung handelt. ,Das wirde die Person ja jetzt nicht so groB treffen, denke ich mal
jetzt. AulRerdem ist es ja nicht was, dass ich ihm was wegnehme. Er mdchte die halt nur
vermieten, ich nehme ihm die ja nicht weg" (Befragte aus Berlin).

So tun sich die Befragten sehr schwer mit einer Einschrankung des Rechts auf freie Ver-
figung Uber das Eigentum. Die bereits zum Zeitpunkt der Befragung intensiven Dis-
kussionen um Wohnungsnot in deutschen Grof3stadten waren vielen vertraut. Dies
fahrt aber nicht umstandslos zur Unterstitzung eines Verbots von Vermietungen als
Ferienwohnung, denn das Recht auf freie Verfigung Uber Eigentum ist den Befragten
auch in einem Grenzfall wichtig. So kénnen sich Viele nur schwer entscheiden, wahrend
die Position fUr eine Einschrankung der Eigentumsverfligung in dem Beispiel nur von
sehr Wenigen klar vertreten wird.
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8.4 Die freie Verfugung tiber Eigentum in Deutschland

Die groRe Mehrheit der Befragten ist ganz generell zufrieden damit, wie sie in Deutsch-
land Uber ihr Eigentum verfugen kann. ,Ich denke schon, dass wir hier gut aufgestellt
sind”, urteilt eine Befragte aus Stuttgart. Die Beurteilung ist meist wenig euphorisch,
aber ohne kritische Einschrankung. ,Ich finde das hier in Deutschland gut”, meint eine
Befragte aus Berlin.

Viele haben zum Landervergleich wenig zu sagen: ,Habe ich mich noch nie so mit aus-
einandergesetzt” (Befragte aus Erfurt). Eine Hamburgerin meint: , Ich glaube, Deutsch-
land ist ganz normal.” ,Es gibt sicherlich Lander, da wo es besser ist”, meint ein Befrag-
ter aus Bielefeld, um dann zu erganzen: ,Es gibt aber auch definitiv Lander, wo es
schlechter gestellt ist, und ich glaube, wir haben hier in Deutschland einen guten Mittel-
weg.” Ein Befragter aus Berlin erkennt durchaus Einschrankungen bei der Verfugung
Uber Eigentum: ,Man kann vollig frei bis zu einem gewissen Punkt Uber sein Eigentum
verfugen. (...) Aber Grundstticke umwandeln: Ackerland in Bauland. Es ist mein Eigen-
tum, aber ich darf es nicht. (...) Da sind die in Amerika viel weiter.” Beklagen mochte er
sich aber Uber die Situation in Deutschland nicht: ,Es ist wahrscheinlich schon gut, wie
es ist. Es verhindert wirklich viele schlimmere Sachen. (...) Aber es ist keine wirkliche
Freiheit.”

Ein Befragter aus Mannheim schatzt sich dagegen glicklich, in Deutschland zu leben:
.Wir haben es besser als in vielen anderen Landern. Wenn man sich jetzt kommunisti-
sche Lander anguckt, das ist wieder dann was ganz anderes. (...) Nordkorea ist vielleicht
ein extremeres Beispiel. In der Hinsicht geht es uns naturlich besser.” Der Vergleich

mit der DDR kommt einigen in den Sinn. So antwortet eine Erfurterin auf die Frage, wie
wichtig ihr die Freiheit Gber die Verflgung ihres Eigentums sei: ,Mir personlich sehr
wichtig. Weil ich es anders erlebt habe.”

8.5 Eigentum - natirlich meins

Die Freiheit, Uber das Eigentum zu verfigen, ist den Befragten wichtig. Gleichzeitig ist
es in hohem Mal3e selbstverstandlich. Diese Selbstverstandlichkeit unterscheidet sich
allerdings von der Selbstverstandlichkeit, mit der das Recht auf freie Gestaltung der
Freizeit oder die Reisefreiheit wahrgenommen wird. Bei diesen Freiheiten zur Selbst-
verwirklichung kommen den Befragten kaum Einschrankungen in den Sinn. Das ist
anders im Falle des Rechts zur Verfligung Uber Eigentum. Hier entspringt die Selbstver-
standlichkeit nicht dem Recht selbst, denn kommunistische Lander und die DDR haben
vor Augen gefUhrt, dass Staaten durchaus Anspruch auf privates Eigentum erheben
kénnen. Die Befragten sind stattdessen Uberzeugt von ihrem Recht auf Eigentums-
verfigung, weil sie darin das gerechte Produkt ihrer eigenen Anstrengung sehen. Sie
haben etwas geleistet und beanspruchen deshalb mit groBer Selbstverstandlichkeit,
Uber das Ergebnis dieser Anstrengung verfigen zu durfen.

Das Recht auf freie Verfugung Uber das Eigentum ist das Grundrecht der Leistungs-
gerechtigkeit. Das Recht ist nicht selbstverstandlich gegeben, sondern der Grund fur
die Berechtigung liegt offen zutage.



Sozialer Ausgleich -
das offene Grundrecht

Ein (zumindest tendenzieller) Ausgleich zwischen Reichen und Armen ist so im Grund-
gesetz nicht festgelegt. Allerdings bestimmt das Grundgesetz in Artikel 20, Absatz 1, die
Bundesrepublik als einen sozialen Bundesstaat. Aus dieser Festlegung und der Defi-
nition von Gesetzgebungskompetenz fur die 6ffentliche Fursorge (Artikel 74, Grund-
gesetz) wird das Sozialstaatsgebot abgeleitet (Hase 1999).

Das Sozialstaatsgebot unterscheidet sich von den anderen hier diskutierten Grund-
rechten, weil es nicht ein Freiheitsrecht begriindet und mégliche staatliche Reglemen-
tierungen in Konkurrenz zu diesen Freiheiten zu diskutieren sind, sondern es geht um
graduelle Eingriffe in die Einkommens- und Vermdégensverteilung.

9.1 Das brennende Thema

Die Frage nach sozialem Ausgleich als méglicher Aufgabe des Staates fihrt zu einer
anderen Art von Diskussion als die Thematisierung der Gbrigen Grundrechte. Wahrend
bei den verschiedenen Freiheitsgarantien oft zunachst abstrakt Uber das Grundrecht als
solches gesprochen wurde, steigen die Befragten bei den Fragen nach sozialem Aus-
gleich direkt in die Diskussion der Situation in Deutschland ein.

Dabei wird deutlich, dass alle Befragten prinzipiell einen sozialen Ausgleich wichtig fin-
den. ,Naturlich ist das wichtig”, sagt dazu ein Befragter aus Hannover. ,Ganz wichtig”
(Befragter aus Dusseldorf). ,Eigentlich sehr wichtig”, meint ein Befragter aus Erfurt, um
sich dann tber die Situation zu beschweren. Die Antworten unterscheiden sich allein in
der Einschatzung, in welchem Ausmal? soziale Unterschiede verringert werden sollen
und ob dieser Ausgleich in Deutschland angemessen umgesetzt ist.

Etwa die Halfte der Befragten, die dieses Thema diskutieren, betont die Wichtigkeit des
sozialen Ausgleichs und fordert gleich, mehr daflr zu tun. ,Ganz wichtig. Ja. Weil, wir
driften immer mehr ab. Es gibt immer weniger Mittelstand, die Kluft zwischen reich und
arm wird immer grolRer” (Befragter aus Dusseldorf). ,Ist ein schoner Gedanke. Spaltet
sich in letzter Zeit aber deutlich” (Befragter aus Bochum).

Etwa ein Drittel dul3ert sich ambivalent. Einerseits wollen sie nicht Unterschiede ein-
ebnen, andererseits lehnen sie eine zu groRe Ungleichheit ab. ,Wir haben hier schon
genug Absicherung”, meint ein Befragter aus Frankfurt/M., erganzt dann aber auch:
»,Und das ist auch mit eines der grof3ten Probleme unserer Demokratie. Dass wir zu
groflRe Lohnunterschiede haben. Eine Befragte aus Berlin sieht ebenfalls zwei Seiten:
»Ja, nein. Also ich denke. (...) Es muss diese Unterschiede geben. (...) Es misste Grenzen
geben, was die Verdienste angeht.”
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Wenige Befragte sehen keinerlei Bedarf fiir eine Veranderung der Situation in Deutsch-
land. ,Es ist schon wichtig, aber es sollte auch nicht Ubertrieben werden”, meint ein
Befragter aus Dresden. Ein anderer aus Rostock sieht hier keine vordringliche Auf-
gabe des Staates: ,Ganz ehrlich, das ware mir total egal, weil, ich habe nichts vererbt
bekommen von zuhause, ich hatte keine Forderer. (...) Ich habe mich nach meiner
Arbeit zuhause hingesetzt, habe Blcher geholt und habe es mir selbst beigebracht. Die-
ser Flei3 hat mich dahin gebracht, wo ich heute bin.” Diese Befragten honorieren, dass
fur eine basale Absicherung gesorgt sei und sehen darlber hinaus den Einzelnen in der
Pflicht. ,Es ist jedem selber Gberlassen, was er aus seinem Leben macht” (Befragte aus
Hannover).

Anders als bei den Ubrigen Grundrechten schneidet Deutschland nach Ansicht der
Befragten beim sozialen Ausgleich nicht sehr gut ab. Es sind nur Einzelne, die Deutsch-
land ein gutes Zeugnis ausstellen, wie ein Befragter aus Dresden: ,Ich bin der Meinung,
dass es in Deutschland jetzt schon gut ist.” Ein anderer, ebenfalls aus Dresden, schatzt
die Lage in Deutschland auch tendenziell positiv ein: ,Dann gibt es naturlich Lander in
der EU, wie Spanien usw., da ist es krass, oder Griechenland usw., da ist es schlecht. Ich
denke, wir sind noch gut dabei”, um dann aber anzufigen: ,Wir sollten das auch halten,
wir sollten das ein bisschen aufbauen.”

Deutlich haufiger ist die Einschatzung, Deutschland stehe im internationalen Vergleich
nicht gut da. ,Ich glaube, wir liegen da nicht ganz so gut. Ich wirde sagen, wir liegen da
eher schlechter. Dass das in anderen Landern sozialer geregelt ist”, meint ein Befragter
aus Dusseldorf. Insbesondere in Skandinavien vermuten die Befragten geringere soziale
Unterschiede. ,Ich glaube, in Schweden, in mehreren nordischen Landern, dass da z. B.
fur Familien mit Kindern viel mehr gemacht wird (...). Ich finde, sowas sollte selbstver-
standlich sein. (...) Ich denke schon, dass die da ein bisschen mehr machen, auf jeden
Fall” (Befragte aus Berlin). Andere Lander, in denen die Befragten ebenfalls geringere
Unterschiede vermuten, sind die Niederlande, die Schweiz und Osterreich. Allerdings
betonen sie auch, dass sie eher Vermutungen anstellen. , Also da stecke ich nicht so tief
drin” (Befragter aus Leipzig).! Allerdings werden gelegentlich auch Lander angefihrt, in
denen es nach Einschatzung der Befragten schlechter ist als in Deutschland, beispiels-
weise die USA oder die sideuropaischen Lander.

9.2 Mehr sozialer Ausgleich in der Diskussion

Den Bedarf nach grolRerem staatlichem Engagement flr sozialen Ausgleich begriinden
die Befragten oft mit dem Verweis auf grof3e bestehende Unterschiede, die nach
Ansicht der Befragten zunehmen. ,Das finde ich ganz schlimm, finde ich das. Die Rei-
chen werden immer reicher und die Armen immer armer. Eine Mittelschicht gibt es
gar nicht mehr. Alles kaputt. Es gibt nur noch arm und reich. Das finde ich schlimm”
(Befragte aus Hannover). Eine Befragte aus Erfurt meint: ,Es dirfte diese Schere nicht
noch weiter auseinandergehen. Sie ist jetzt schon sehr breit aufgestellt.” ,Die Kluften
werden immer groRer”, glaubt eine Befragte aus Hamburg. Ein Mannheimer stellt es
genauso dar: ,Aktuell entwickelt es sich ja so, dass die Oberschicht, die Reichen immer
reicher werden und die Armen werden eher armer. Da sollen sie die Grenze zwischen
arm und reich so gering wie moglich gehalten werden, auf jeden Fall.”
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Sofern die Befragten Grinde fur ihre Meinung anfiihren, nennen sie vor allem drei
Argumente. Der wichtigste Grund ist ein Ungerechtigkeitsempfinden. ,So, wie es jetzt
ist, finde ich furchtbar. Weil es ungerecht ist. Sehr ungerecht”, sagt eine Befragte aus
Erfurt. Und ein Hamburger meint: ,Es klafft auseinander. Es ist eine grof3e Ungerechtig-
keit.” Wenn die Ungerechtigkeit naher erlautert wird, bezieht sie sich zum einen auf
groflRe Lohnunterschiede, die nicht zu den Leistungsunterschieden passen. So argumen-
tiert eine Befragte aus Erfurt: ,Der verdient jetzt als [Manager] einen Haufen Geld, und
ich pflege alte Menschen, was eigentlich viel wichtiger ist (...) und kriege so wenig, dass
ich gerade so Uber die Runden komme. Das ist schon ziemlich ungerecht.” Noch hau-
figer bezieht sich die Argumentation auf die Besteuerung. Dabei wird unterstellt, dass
Menschen mit hohen Einkommen nicht angemessen Steuern zahlen. Eine Befragte aus
Leipzig meint beispielsweise: ,Warum bezahlen diejenigen, die wirklich viel Geld haben
oder bekommen (...), warum zahlen die keine Steuern oder wenig Steuern? Warum?“
Eine Hamburgerin argumentiert genauso: ,Wenn ich nach den Steuern gucke, bezahle
ich wahrscheinlich mehr Steuern als jemand, der superreich ist, oder bezahle gleich viel.
Wo ich denke: Ich habe ja weniger. Ein grof3es Problem.”

Ein zweiter Grund, einen verstarkten sozialen Ausgleich durch den Staat zu fordern, sind
soziale Missstande und Grenzuberschreitungen, die grundsatzlich abgelehnt werden.
Dies gilt insbesondere fur ein Ausmal3 an Armut, das aus Sicht der Befragten schlicht
inakzeptabel ist. Abgelehnt wird aber auch ein UbermaR an Reichtum. ,Dass sozusagen
zehn Leute ein Weltvermoégen besitzen, wo man ganze Lander davon ernahren kénnte,
das finde ich pervers. Und dass Leute arbeiten den ganzen Tag und davon nicht leben
kénnen, das ist auch pervers”, erklart ein Befragter aus Dresden. Eine Befragte aus
Frankfurt/M. macht es an einem anderen Problem fest: ,Das funktioniert nicht richtig.
Wir haben zum Beispiel zu viele Bettler auch, also muss man sehen, dass da was nicht
richtig lauft.” Nach Ansicht der Befragten sind da absolute Schwellen des Akzeptablen
Uberschritten.

Ein anderer, haufig angefuhrter Grund sind soziale Unruhen, die nach Ansicht der
Befragten entstehen, wenn die soziale Ungleichheit zu grol3 wird. Eine Befragte aus
Frankfurt/M. meint: ,Wenn die Leute unzufrieden sind, gibt es mehr Unstimmigkeiten
und mehr Hass. Nicht schdne Sachen.” Genauso argumentiert ein Befragter aus Dussel-
dorf: ,Die Kluft zwischen reich und arm wird immer groRer. Das ist eine der grofiten
und heikelsten Sachen, finde ich, die hier in Deutschland mit passieren, wo es irgend-
wann mal einen Aufstand geben kdénnte.” Andersherum formuliert es ein Befragter aus
Mannheim mit derselben Ansicht. Er pladiert fur geringere soziale Unterschiede und
flgt als Begrundung an: ,Weil, wenn es den Leuten gut geht, sie gltcklicher sind, denke
ich, funktioniert das alles ein bisschen besser.”

Diesen Forderungen nach mehr sozialem Ausgleich stehen allerdings auch Einige kri-
tischer gegentber oder bringen zumindest Gegenargumente. Knapp die Halfte der
Befragten, die dieses Thema diskutieren, verweist auf gerechtfertigte Unterschiede.
~Jemand, der was kann und arbeitet und fleiRig ist, sein Geld verdient, der hat es auch
verdient. Da bin ich auch nicht neidisch, wenn der vielleicht Betrag XY mehr hat. Das soll
er auch haben” (Befragte aus Dusseldorf). Ein Befragter aus Hannover betont die Eigen-
verantwortung: ,Sozial, gut, wo es angebracht und wo es notwendig ist. Aber im Grunde
genommen muss jeder sehen, wie er zurechtkommt, und jeder ist seines Gltckes
Schmied.” Eine Befragte aus Saarbricken betont die guten Gruinde fur unterschied-
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liche Bezahlung: ,Ich finde, jemand, der studiert hat und sich seine Dinge erarbeitet hat,
kann ja jetzt auch nicht bezahlt werden wie jemand, der womaoglich noch nicht mal was
dafur kann, aber sich im Leben doch nicht so die MUhe gegeben hat.” Die Idee einer
gleichen Bezahlung fur alle wird vielfach explizit abgelehnt: ,Na ja, ich finde man sollte
Berufsgruppen anders bezahlen, aber dass alle gleich verdienen, finde ich nicht gut”
(Befragte aus Stuttgart). Weit verbreitet ist die Ansicht, wie ein Befragter aus Hannover
sie zusammenfasst: ,Man kann reich werden oder was tun, um nicht zu den Armen zu
gehoren. Es liegt wirklich an jedem, was er aus sich macht.”

Fur viele dieser Befragten ergibt sich die Rechtfertigung sozialer Unterschiede aus der
Leistung und friheren Investitionen, vor allem in Bildung. Einige erganzen noch ein wei-
teres Argument. Sie denken, unterschiedliche Anreize sind gesellschaftlich notwendig,
um Menschen zu Leistung zu motivieren. Ein Befragter aus Rostock beschreibt die-

ses Argument in typischer Weise: ,Du musst ja Anreize setzen, sich zu qualifizieren, in
gewissen Dingen besser zu werden. Denn wir brauchen uns nichts vormachen, so gut
ist der Mensch nicht, dass er sagt: Ich will nur alles das Gleiche. Ich muss dem Men-
schen Anreize setzen, dass er sich weiterentwickelt. Totale Gleichheit ist Unsinn.” Er ver-
weist auch auf die schlechten Erfahrungen in der DDR und anderen Staaten des War-
schauer Paktes. Soziale Gleichheit als Ziel wird von diesen Befragten abgelehnt: ,Diese
ganze Gleichmacherei, komplett, ist Mist. Das bringt auch einen sozialen Unfrieden,
denke ich mal, weil ich mir das nicht vorstellen kann, dass das funktioniert. Das, glaube
ich, ist eine Utopie” (Befragter aus Dresden). ,Es muss diese Unterschiede geben”, meint
eine Befragte aus Berlin.

So stehen den Argumenten fur mehr sozialen Ausgleich Ansichten gegentiber, die soziale
Ungleichheit fur gerechtfertigt und zum Teil auch als nitzlich ansehen. In der Abwagung
dieser Positionen kommen die Befragten zu unterschiedlichen Schlissen, denn die
Erwagungen mussen sich nicht widersprechen. Zum Teil geht die Beflrwortung sozialer
Unterschiede einher mit der Forderung einer besseren Grundabsicherung oder mit Kritik
an exzessiven Gehaltern.

9.3 Nothilfe und Gerechtigkeit

Das Sozialstaatsgebot ist nicht so direkt im Grundgesetz formuliert, wie das fur die
Grundrechte gilt. Auch ist die Ausformung der Bestimmung weit offener als bei den
anderen hier diskutierten Rechten, denn wahrend beispielsweise die Meinungsfreiheit
einen Bereich staatlicher Nichteinmischung definiert, ist beim Sozialstaatsgebot weniger
konkret vorgegeben, was der Staat zu tun hat. In diesem Sinne ist der soziale Ausgleich
ein offenes Grundrecht.

Soziale Unterschiede nicht zu grol3 werden zu lassen, ist den Menschen ein groRes
Anliegen. Dabei geht es ihnen nur zum Teil, vielleicht sogar zum kleineren Teil, um
eigene Vorteile. Sie identifizieren Gerechtigkeitslicken oder Missstande, die sie nicht
akzeptabel finden. Nicht jede der Annahmen, die haufig gemacht werden, ist richtig. So
hat beispielsweise die soziale Ungleichheit in Deutschland nach Angaben von Eurostat
seit 2014 kontinuierlich abgenommen (vgl. auch Cremer 2018), wahrend die Befragten
durchweg von einer Zunahme ausgehen. Hier wird aber eine verbreitete Wahrnehmung
deutlich, die als solche ernst genommen werden muss.



Das lebendige Grundgesetz

Den Forderungen nach einer Abmilderung sozialer Ungleichheit durch mehr Unter-
stutzung von Armen oder auch eine Limitierung der Einkommen von extrem Reichen ste-
hen Einstellungen gegenulber, die leistungsabhangige Unterschiede befurworten. Sozialer
Ausgleich, mit dem die Menschen direkt sozialen Frieden verbinden, ohne die Einebnung
aller Unterschiede, ist ein offenes, aber gleichwohl hoch geschatztes Grundrecht.

1 Nach den Daten von Eurostat sind diese Einschatzungen korrekt. Der Gini-Koeffizient, eine Malzahl fir die
Ungleichheit der Einkommen in einem Land, weist fir Deutschland eine héhere Ungleichheit aus als fur
Finnland, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Schweden und die Schweiz. Auch die Armutsgefahrdungs-
quote, die den Anteil von Menschen mit geringen Einkommen im Vergleich zum durchschnittlichen Ein-
kommen in einem Land angibt, ist fir Deutschland etwas hoher als fur die anderen genannten Lander.
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Grundgesetzpatriotismus -
der stolze und kritische Blick

Eine stabile Demokratie braucht die Unterstitzung durch Demokratinnen und Demo-
kraten. Der Text einer Verfassung reicht da nicht aus, auch ein abstrakter Stolz wird
kaum reichen. Deshalb hatte Sternberger von einer gelebten Verfassung gesprochen,
die es fur einen Verfassungspatriotismus brauche.

Nach 70 Jahren Grundgesetz konnte die qualitative Studie der Konrad-Adenauer-
Stiftung einen solchen lebenden Grundgesetzpatriotismus fiir die Grundrechte zeigen.
Die Grundrechte sind fur die Menschen keine abstrakten, wohlklingenden Worte,
sondern konkrete Freiheiten, die sie durchweg wichtig finden und schatzen. Bei den
Gesprachen Uber die Grundrechte scheint bei Vielen ein gewisser Stolz durch, in einem
Land mit stabil garantierten Grundrechten zu leben.

Dazu zeigt sich aber auch ein durchaus bewusster und kritischer Umgang mit den
Grundrechten. Nicht bei jedem Grundrecht wird die Umsetzung in Deutschland vor-
behaltlos bejubelt. Und gerade die Diskussion von Grenzfallen zeigt, wie intensiv sich
die Menschen mit dem Inhalt der Freiheiten und ihren sinnvollen Beschrankungen
auseinandersetzen. Nicht alles lassen die Befragten durchgehen und nicht in jedem
Fall lehnen sie eine Begrenzung ab. Insgesamt wird aber gerade bei der Diskussion
von Grenzfallen deutlich, dass Viele sich tendenziell fur die garantierten Freiheiten und
gegen eine staatliche Beschrankung einsetzen. Nur wenige der Befragten tendierten
bei allen Beispielen zu einer staatlichen Reglementierung, wahrend mehr als ein Drittel
der Befragten bei allen vorgelegten Beispielen fir staatliche Toleranz pladierten.

Die Befragten zeigen oftmals einen reflektierten Umgang mit den Grundrechten des
Grundgesetzes. Sie wagen ab, betrachten oftmals das Fur und Wider. Nicht immer
kommen sie zu einer klaren Entscheidung. Die konkreten Beispiele liegen jeweils unter-
schiedlich, manche Beschrankung ist auch nach Ansicht des Verfassungsgerichts erlaubt
oder geboten, bei anderen tendieren die Verfassungshuter zu staatlicher Toleranz. Die
Menschen folgen diesen Uberlegungen. Sie wagen Argumente und Einwande ab, wie
sie auch bei den Urteilen des Bundesverfassungsgerichts eine Rolle spielen. Rechts-
dogmatisch, so zeigt diese Studie, sind sehr viele Burgerinnen und Burger auf der H6he
der Zeit.

Die Burgerinnen und Burger fiillen mit ihren Uberlegungen zu Reichweite und Gren-
zen der Grundrechte das Grundgesetz mit Leben. Die Diskussion der Grundrechte zeigt
eben nicht einen unreflektierten, rein emotionalen Bezug zum Grundgesetz. Es ist ein
stolzer und ein kritischer Blick auf das Grundgesetz. Es ist ein gelebter Grundgesetz-
patriotismus.



Zur Methode
der Studie

Fir diese Studie wurden 70 Interviews zu je durchschnittlich 70 Minuten gefuhrt.
Die Befragten trafen die Interviewer des Instituts Mauss Research in Gruppendis-
kussionsstudios in verschiedenen deutschen Stadten. Dort wurden die Gesprache auf-
genommen und abgeschrieben. Die verschriftlichten Interviews und der von Sebastian
Graf (Mauss Research) erstellte Ergebnisbericht waren Grundlage dieser Analyse.

In der Regel wurden jeweils funf Interviews in folgenden Stadten gefiihrt: Berlin (6 Inter-
views), Bielefeld, Bochum, Dresden (4 Interviews), Disseldorf, Erfurt (6 Interviews),
Hamburg, Hannover, Frankfurt/Main, Leipzig, Mannheim, Rostock (4 Interviews), Saar-
bricken und Stuttgart. Unter den Befragten waren 34 Manner und 36 Frauen. 41 der
Befragten waren erwerbstatig, je funf waren in Ausbildung/Studium, selbststandig oder
in Hausarbeit/Kindererziehung tatig. 14 Befragte waren im Ruhestand.

ElIf Befragte haben einen Hauptschulabschluss als hdchsten Bildungsabschluss, 24 mitt-
lere Reife, 17 Abitur und ebenfalls 17 ein Studium. Von den Befragten waren 13 im Alter
von 18 bis 29 Jahren, 16 zwischen 30 und 44 Jahren, 22 zwischen 45 und 59 Jahren und
19 im Alter von 60 Jahren und alter.

Nach dem angegebenen Wahlverhalten bei der Bundestagswahl 2017 verteilen sie sich
wie aus Tabelle 1 ersichtlich.

Tabelle 1: Befragte nach Wahlverhalten bei der Bundestagswahl 2017

Wahl Ccbu SPD Grine  FDP Die AfD Nicht-
LINKE Wahler
Befragte 17 13 8 7 8 9 8

Die Interviews fanden zwischen dem 9. August 2018 und dem 14. September 2018 statt.
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Verfassungen missen umgesetzt, diskutiert und vertei-
digt werden, um Demokratien stabilisieren zu kénnen,
um lebendig zu sein. In einer qualitativen Studie ist die
Konrad-Adenauer-Stiftung der Frage nachgegangen,
wie die Menschen in Deutschland die Grundrechte

des Grundgesetzes schatzen und bewerten und wel-
che Grenzen der Rechte sie sehen. In der Diskussion
von Grenzfallen wagen die Befragten konkurrierende
Grundrechte gegeneinander ab. Die Studie zeigt, wie
lebendig das Grundgesetz in den Gedanken der Men-
schen ist.

Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.



	70 Jahre 
	Grundgesetz 
	Die Studie
	Meinungsfreiheit – 
	das Lieblingsgrundrecht 
der Deutschen 
	3.1 Wertschätzung der Meinungsfreiheit
	3.2 Demokratiestütze und Selbstentfaltung
	3.3 Freie Meinung ohne Beleidigung
	3.4 Zufriedenheit mit der Meinungsfreiheit in Deutschland
	3.5 Das grundlegende Freiheitsrecht

	Demonstrationsfreiheit – das 
gewaltbelastete Grundrecht
	4.1 Demonstrationsfreiheit: wichtig – für andere
	4.2 Demokratische Signale des Widerspruchs
	4.3 Gewalt als Grenze der Demonstrationsfreiheit
	4.4 Demonstrationsfreiheit in Deutschland
	4.5 Demonstrationsfreiheit und die Gewaltgrenze

	Presse- und Forschungsfreiheit – das missverstandene Grundrecht
	5.1 Pressefreiheit: eins der wichtigsten Güter
	5. 2 Garant für Vielfalt und Glaubwürdigkeit
	5.3 Grenzen der Presse- und Forschungsfreiheit
	5.4 Pressefreiheit in Deutschland
	5.5 Pressefreiheit und Wahrheit

	Religionsfreiheit – 
	das umstrittene Grundrecht
	6.1 Religionsfreiheit – ein wichtiges Recht
	6.2 Religion als persönliche Freiheit 
	6.3 Ausleben oder Ausnutzen
	6.4 Religionsfreiheit in Deutschland
	6.5 Unstrittig strittig

	Recht auf freie Freizeitgestaltung und Reisefreiheit – die selbstverständlichen Grundrechte
	7.1 Die nachgeordneten Grundrechte
	7.2 Selbstverwirklichung als Demokratiestütze
	7.3 Die selbstverständliche Grenze der Selbstverwirklichung
	7.4 Reisefreiheit und freie Freizeitgestaltung in Deutschland
	7.5 Beschränkungen der Selbstverwirklichung in der Diskussion
	7.6 Freiheiten zur Selbstverwirklichung

	Freie Verfügung über Eigentum – das leistungsgerechte Grundrecht 
	8.1 Offensichtliche Wichtigkeit des Eigentumsrechts
	8.2 Demokratische Legitimität durch Eigentumsschutz
	8.3 Das Ringen um die Grenze der Eigentumsverfügung
	8.4 Die freie Verfügung über Eigentum in Deutschland
	8.5 Eigentum – natürlich meins

	Sozialer Ausgleich – 
das offene Grundrecht
	9.1 Das brennende Thema
	9.2 Mehr sozialer Ausgleich in der Diskussion
	9.3 Nothilfe und Gerechtigkeit

	Grundgesetzpatriotismus – 
der stolze und kritische Blick
	Zur Methode 
der Studie
	Literatur
	Der Autor



